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Am 19.Dezember 2003 wurde es vom
Bundesrat beraten: Der Paragraph
§1906a des Bürgerlichen Gesetz-
buchs soll geändert werden. Wenn
jetzt der Bundestag noch zustimmt,
wird ein massiver staatlicher Angriff
gegen unsere Menschenrechte ge-
setzlich wirksam.

Eigentlich ist „Die Kammer des
Schreckens“ ja die Bezeichnung

eines „Harry-Potter“-Romans. Der
Bundesrat – also die politische Vertre-
tung der deutschen Bundesländer – ist
aber auf dem besten Weg, sich diesel-
be Bezeichnung zu verdienen. Denn
Ende vergangenen Jahres hat die so
genannte Länderkammer einen Gesetz-
entwurf zur Novellierung des Betreu-

SCHWERPUNKT-THEMA: GEWALT UND ZWANG GEGEN BETROFFENE

Foto: Am 19.Dezember 2003 
in Berlin – verzweifelte Appelle 
Betroffener vor dem Bundesrat 

Das Gesetz, vor dem
seelisch Betroffene

sich fürchten
•  Ambulante Zwangsbehandlungen und Einweisungs-

Vollmacht für Angehörige geplant  
•  Bund Psychiatrie-Erfahrener: „Horror-Gesetz“!  
•  Werden seelisch Betroffene 

2004 zu „Freiwild“? 
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ungsrechts „eingebracht“. Die Länder
wollen einen neuen Paragraphen ins
Bürgerliche Gesetzbuch einfügen:
„§1906a BGB“. Wenn auch der
Bundestag den Entwurf so beschließt,
bedeutet das erschreckende Einschnit-
te in die Rechte von uns seelisch Be-
troffenen – und das könnte noch im er-
sten Halbjahr 2004 passieren.

Betroffene und ihre Interessen-Ver-
bände laufen darum Sturm gegen die
Neufassung des Gesetzes.

ES LIEST SICH SO HARMLOS …
Das BGB (= Bürgerliches Gesetzbuch)
enthält unter anderem das so genante
„Betreuungs-Recht“. Wie bekannt ist,
wurde dies 1992 geändert. Seitdem
spricht man zum Beispiel offiziell nicht
mehr von „Entmündigung“, sondern
von „Betreuung“. 

Diese Regelungen sollen nun durch
einen neuen Paragraphen ergänzt wer-
den, eben jenen §1906a. Der Bundes-
rat nennt für seine Initiative folgende
Ziele: 
• Betreuungsfälle reduzieren, 
• Eingriffe in das Selbstbestimmungs-

recht von Betroffenen auf das
Notwendigste beschränken und 

• die „Justizlastigkeit“ des Verfahrens
verringern.

Auf den ersten Blick klingt das prima:
Weniger Betreuung, weniger Eingriffe,
weniger Aufwand für die Justiz. Aber
leider verschleiern diese Formulierun-
gen, dass der neue Paragraph die Situ-
ation Betroffener drastisch verschlech-
tern würde.

GENERALVOLLMACHT
UND ZWANGSBEHAND-
LUNG
Die beiden Kernpunkte des
Gesetzentwurfs sind nämlich
alles andere als „harmlos“.
Geplant sind
1. eine Generalbevollmächtigung

für Angehörige und
2. die Ermöglichung ambulanter

Zwangsbehandlungen.

ALLE MACHT DEN
ANHÖRIGEN?
Der erste Punkt besagt sinngemäß,
dass seelisch Betroffene von ihren An-
gehörige einfacher als bisher in eine
Anstalt eingewiesen werden können. 

Bisher konnte man – theoretisch –
nur dann eingewiesen werden, wenn
man sich „selbst- oder fremdgefähr-
dend“ verhielt. Betroffene wissen: In
der Praxis wird dies Recht tausendfach
gebrochen, denn oftmals wird eine Ge-
fährdung eben einfach vom Arzt be-
hauptet. Und schon landet man in einer
geschlossenen Station. Wie einfach das
geht, darüber haben wir oft genug be-
richtet. 

Künftig bräuchte sich niemand mehr
die Mühe zu machen, eine Gefährdung
zu „erfinden“. Es würde genügen, wenn
Angehörige oder ein Arzt anderer Mei-
nung sind als der Betroffene. Dann gilt:
Der Betroffene wird zwangseingewie-
sen, denn er weiß sich ja nicht mit sich
selbst umzugehen. 

Damit wird rechtswirksam, was unter-
schwellig schon längst abläuft: Wer kei-
ne Krankheitseinsicht zeigt, gilt „auto-
matisch“ als schwer krank. Das reicht
aus – und ab geht’s in die „Geschlosse-
ne“! 

Einziges Hindernis: Angehörige
bräuchten noch ein ärztliches Zeugnis,
das die „Handlungsunfähigkeit“ des
Betroffenen bescheinigt. Wer die Wan-

Die Botschaft der Demonstranten vor dem Bundesrat war klar: „Horror: Der Bundesrat
beschließt die Folter an Entmündigten!“ – „Fresst eure Pilen selbst!“!

Welten prallten aufeinander: Betroffene in Besorgnis und Politiker in Nobelkarossen. 
Die Demonstranten wurden ignoriert, der Bundesrat zog seine Initiative durch.

§1906a BGB §1906a BGB
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kelmütigkeit vieler Psychiater kennt,
weiß, dass das eine geradezu lächerlich
niedrige Hürde ist. Erst recht, wenn der
Arzt zum Beispiel ein alter Freund von
Papi ist…

ALBTRAUM WIRD WAHR: 
VERWANDTE „WEGSPERREN“!
Ab 2004 könnten also Ehemänner ihre
missliebigen Ehefrauen auf eigene
Faust einweisen lassen – oder umge-
kehrt. Eltern könnten ihre ungezogenen
Kinder loswerden. Oder Kinder ihre läs-
tigen Eltern auf elegante Art „entsorgen“.

Wer solche Aussichten für blanke Pa-
nikmache hält, konnte sich im August
2003 eines Besseren belehren lassen.
Da nämlich hatte die Psychiaterin und
Psychotherapeutin Margret Osterfeld im
Gespräch mit PPlern bestätigt, dass es
zum Beispiel durchaus Eltern gibt, die
ihre Kinder einweisen lassen wollten,
bloß weil diese in die Pubertät kommen
und „schwierig“ werden. Sollte der
neue Gesetzentwurf wirksam werden,
hätten solche Angehörigen künftig
leichtes Spiel, ihre Absichten umzuset-
zen.

Und alles ganz legal!

ROLLE DER ANGEHÖRIGEN
WIRD PERVERTIERT
»Möchten Sie Ihren Angehörigen aus-
geliefert sein?«

fragt Ursula Zingler, Vorstandsmitglied
des BPE. Der Gesetzentwurf ignoriert
die alte Erkenntnis, dass Angehörige oft
ein Teil – oder sogar der Auslöser – ei-
nes seelischen Problems sind. Verdeck-
te Aggressionen, die sie ihren seelisch
betroffenen Angehörigen entgegen
bringen, können ihr Urteilsvermögen er-
geblich beeinträchtigen. Kommt das
Gesetz durch, bedeutet das also
schlechte Karten für jeden Betroffenen.

Der BPE schlägt deshalb Alarm:
„Irgendein Psychiater wird sich immer
finden, der Behandlungsbedürftigkeit
und selbstverständlich mangelnde
Krankheitseinsicht feststellt (…) – er
verdient mit der verleumderischen Dia-
gnose einer nicht vorhandenen ,Krank-
heit‘ schließlich sein Leben lang sein
Geld.“

ZWANG ZU PSYCHO-DROGEN
Der zweite Punkt der Gesetzesvorlage
torpediert das Recht auf körperliche
Unversehrtheit. Bislang konnte ein Be-
troffener eine Medikation im Prinzip ab-
lehnen – etwa wegen unerträglicher
Nebenwirkungen. 

Künftig soll er das generell nicht mehr
dürfen!

Denn dann bekommt ein Betreuer die
Entscheidungsbefugnis darüber, welche
Drogen (so genannte „Psychopharma-
ka“) der Betroffene zu nehmen hat. Wei-
gert sich dieser, kann der Betreuer ihm
z.B. zwangsweise Depot-Spritzen ver-
passen lassen. Alle Zwangsmittel wären
dann erlaubt: Transport zum Arzt, Fest-
halten, Niederringen, Fixieren, Zusprit-
zen. Der Betroffene wäre vollkommen
entrechtet.

VON DER POLIZEI ZUM
SPRITZEN GESCHLEIFT
In der Praxis könnte das etwa so aus-
sehen: „Die Polizei bricht mit Motorsä-
gen deine Tür auf, schlägt dich zusam-
men und schleift dich zum Abspritzen
mit Psychopharmaka. Dazu braucht es
bald nur einen Verwandten, der meint,
dass du spinnst.“ So skizziert René Tal-
bot vom Vorstand der bekannten „Berli-
ner Irren-Offensive“ die Konsequenzen
des geplanten neuen Betreuungs-
rechts-Paragraphen.

„FASCHISIERUNG DER GE-
SELLSCHAFT“
Der BPE kommt folgerichtig zu einem
vernichtenden Fazit der Gesetzes-No-

velle. Er sieht künftig jeden Bürger
in der Rolle potenzieller „Fol-

terknechte“. Durch die
„folterartige, körper-

verletzende am-
bulante

Im Hintergrund: schöne heile Werbewelt. Im Vordergrund: Die Protest-Demonstranten vor dem Bundesrat. 
Ihr Plakat zeigte einen Menschen bei einer Elektroschock-Anwendung.
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Zwangsbehandlung“ werde künftig „die
umfassende Faschisierung der Gesell-
schaft vollzogen.“

Hart ausgedrückt, aber so werden es
Betroffene dann wohl leider erleben.
Denn zu brutalem Zwang, Pharmako-
Quälereien und seelischen Verletzungen
kämen die verdeckten Folgen: Die
Furcht und das Misstrauen in den Fami-
lien. Die Spaltung zwischen Betroffenen
und Staatsmacht/Behörden. Die Verän-
derung des politischen Klimas: Wer
sieht denn noch die Notwendigkeit, Be-

troffenen einen ruhigen, geschützten
Ort zum Durchleben ihrer seelischen
Krisen zu bieten, wenn Zwangseinwei-
sung und -medikation so rasch zur
Hand sind?! 

Toleranz der Gesellschaft? „Empo-
werment“ der Betroffenen? Aus, vorbei!

Wer (noch) nicht paranoid ist, kann es
unter solchen Bedingungen leicht wer-
den…

GEISTIGE BRAND-
STIFTER
Wer ist eigentlich auf diese
verheerenden Ideen gekom-
men, mit denen seelisch Be-
troffene quasi „vogelfrei“
werden sollen? 

Es handelt sich nicht um „kleine Fi-
sche“. Der Entwurf stammt vielmehr
von den Justizministern mehrerer
Bundesländer. Daran lässt sich ablesen,
dass seelisch Betroffene keinerlei Lob-
by in den Reihen „unserer Mächtigen“
haben. Der Pharma-Industrie geht es
da besser. Sie profitiert von dem künfti-
gen „Zwangsgespritze“.

Forsche Unterstützung für deren Vor-
stoß kommt zum Beispiel aus Bayern:
Beate Merk, die dortige Vize-Minister-
präsidentin, entwarf im Bundesrat ein
Bild allgemeiner Bedrohung: „Wir müs-
sen heute untätig mit ansehen, wenn
das Gefährdungspotential eines
schwerkranken Menschen zunimmt.“

Will sagen: Psychisch Betroffene sind
eben doch gefährliche Irre.

Oje – Bayern!
Immerhin sprachen sich einige

Bundesländer gegen den Entwurf aus,
darunter auch Nordrhein-Westfalen.

SCHEINARGUMENTE
Ausschlaggebend für den skrupellosen
Gesetzentwurf sind in Wirklichkeit aber
finanzielle Interessen. Die Länderminis-
ter wollen ganz einfach Geld einsparen.

Und das kommt so: 
Seit 1992 gibt es, wie erwähnt, das

neue „Betreuungsrecht“. Leider ging
damit eine Verharmlosung entmündi-
gender Maßnahmen einher: In den letz-
ten Jahren ist die Anzahl der Men-
schen, die in der BRD auf diese Art

mehr oder minder bevormundet wur-
den, geradezu explodiert. Der BPE
nennt folgende Zahlen:

Jahr Anzahl Fälle
1992 418.956
1993 433.589
1994 542.026
1995 624.695
1996 688.118
1997 741.007
1998 797.642
1999 857.582
2000 924.624
2001 986.392
2002 1.047.406

EINSPARUNGEN AUF DEM
RÜCKEN BETROFFENER
Eine Folge dieser Entwicklung: Die
Staatskasse wurde finanziell stärker be-
lastet, denn das Betreuungsverfahren
läuft ja nicht kostenlos. Betreuuer wol-
len zum Beispiel an ihrer Tätigkeit ver-
dienen. 

In Zeiten knapper Kassen suchen Po-
litiker natürlich nach Sparmöglichkeiten.
Daher sollen „echte“ Betreuungen weit-
gehend durch vereinfachte Zwangsver-
fahren ersetzt werden. Dass dies
gleichzeitig weniger Rechte für Betrof-
fene bedeutet, kümmert unsere Volks-
vertreter nicht.

BETROFFENEN-VERBÄNDE
WURDEN IGNORIERT
Am 25.August 2003 gab es eine so
genannte „Anhörung“ zur Novelle des
Betreuungsrechts. Betroffenverbände
konnten ihre Bedenken mündlich und
schriftlich vortragen, und zwar gegen-
über der „Arbeitsgruppe der Justiz-
ministerkonferenz“. Das Ganze fand
statt im NRW Innenminsterium, Düssel-
dorf.

Die bekannte „Irren-Offensive“ aus
Berlin wollte die Polit-Profis mit dem
Slogan „Zwangsentmündigung ist
ein Verbrechen“ wachrütteln. Aber,
so das Fazit der Offensive: „Wir konn-
ten keinerlei Reaktion auf unsere Vor-
schläge wahrnehmen.“ 

Sprich: Den Justiz-Politikern war alles
recht, was Geld spart. Inhaltliche oder
moralische Einwände interessierten sie
nicht. Und: Erst nach dieser Verbände-
anhörung sickerte durch, dass der neue
Paragraph 1906a geplant ist. Empö-
rung bei den Betroffenen: Sie fühlten
sich missbraucht und getäuscht.

Am 6.November wurde der Justizministerkonferenz in Berlin verdeutlicht, wofür man die
Gesetzesverschärfung hält: für ein Verbrechen. Aber schon Monate vorher wurde deutlich,
dass die Politiker ein falsches Spiel mit den Betroffenen-Verbänden spielten.

§1906a BGB §1906a BGB

Nur zur Erinnerung:

Laut einer Umfrage unter Nerven-
ärzten würde fast ein Drittel von
ihnen in keinem Fall selbst Neuro-
leptika einnehmen – geschweige
denn sich als Depot spritzen lassen. 

Aber seelisch Betroffene werden
künftig keine Wahl haben – falls das
Gesetz so wie vorgeschlagen wirk-
sam wird.

NEURO-DROGEN
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SCHLECHTES BLEIBT, NOCH
SCHLECHTERES DROHT
Die Irren-Offensive e.V. hatte interes-
sante Aspekte vorgetragen. Unter an-
derem: 
• Bereits die derzeitige Regelung habe

einen „verbrecherischen Charakter“,
der „der durch die beabsichtigten Än-
derungen in vollem Umfang erhalten
bleibt“.

• Und weiter: „Wir werden hier weiter
nur noch von ,Entmündigung‘, nicht
von ,Betreuung‘ sprechen, da Ent-
mündigung 1992 nur zur Irreführung
in ,Betreuung‘ umgenannt wurde. Tat-
sächlich ist der alte Kern autoritärer
Staatsverfügung über ausgegrenzte
Mitmenschen erhalten geblieben. Die
irreführende Bezeichnung ,Betreuung‘
dient also nur der arglistigen Täu-
schung der Betroffenen.“

Starker Tobak, aber nicht ganz verkehrt.

TEUFLISCHE RHETORIK
Neuerdings, so die Offensive, werde
gezielt eine „geradezu teuflische Rheto-
rik“ gegen Betroffene angewendet: Man
unterscheide verschiede Arten von
„Willen“. In dem Abschlussbericht zum
Gesetzesentwurf unterscheidet der

Bundesrat nämlich zwischen „natürli-
chem“ Willen und „freiem“ Willen. 

Eine bösartige Falle, wie die Irren-Of-
fensive findet: Betroffene müssten die
Fähigkeit zur Einsicht beweisen – indem
sie sich entmündigen lassen. Nur dann
wäre das Kriterium des freien Willens
erfüllt. Tun sie es nicht, „beweisen“ sie
automatisch, dass sie nicht in der Lage
sind, vernünftig zu handeln – also ha-
ben sie keinen freien Willen, sondern
nur einen natürlichen. Mit diesem ge-
danklichen Trick stuft man Menschen,
die sich nicht entmündigen lassen wol-
len, quasi wie Tiere ein: Sie haben zwar
einen natürlichen Freiheitsdrang (wollen
zum Beispiel aus einem Käfig heraus),
wissen aber nicht, was gut für sie ist.
Das entscheiden andere.

Eine bösartige Verzerrung des Men-
schenbildes! Folge für Betroffene: Eine
Zwangseinweisung kann in jedem Fall
erfolgen.

Gegen solche zynischen Spielchen
setzte die Irren-Offensive übrigens ihre
eigene Rhetorik: So bezeichnete sie
medizinische „Gutachter“ grundsätzlich
als „Schlechtachter“.

GRUNDSATZ-FORDERUNGEN
Die Irren-Offensive schloss mit mehre-
ren Forderungen:
• Das Betreuungsrechts-Änderungs-

verfahren stoppen,
• eine tatsächliche Reform einlei-

ten, (das heißt Entmündigung bzw. so
genannte Betreuung abschaffen),

• eine längere politische Diskus-
sion zur Vorbereitung der Reform
führen.

Als Sofortmaßnahmen sollte…
• „Betreuung“ in „Entmündigung“

rückbenannt werden, um „die arg-
listige Täuschung der Betroffenen bei
gerichtlicher Einrichtung einer Ent-
mündigung“ zu beenden,

• die Registrierung jeder Vorsorge-
vollmacht bei der Bundesnotarkam-
mer kostenlos sein, 

• jeder Vormundschaftsrichter gesetz-
lich verpflichtet werden, vor einem
Beschluss dieses Vorsorge-Register
auf die Existenz einer Vollmacht des
Betroffenen abzufragen.

Tja, schön wär’s, aber von all dem woll-
ten die Justizminister schon nichts wis-
sen – und nun auch der Bundesrat
nicht…

Okay, Männer! Ihr wisst alle, worum es geht: 
Da drüben wohnt dieser Psycho-Typ, 

der mal wieder die Depotspritze verweigert. 
Der Betreuer hat uns angerufen! Also: 
Visiere runter und Schlagstöcke hoch – 

wir gehen rein!

(Noch) Zukunftsmusik, 
bald Realität? – Ambulante 
Behandlungen werden
polizeilich durchgesetzt.  
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STILL UND HEIMLICH
Ein gemeinsames Ziel der Betroffenen-
Verbände ist es, erst mal eine öffentli-
che Diskussion anzuzetteln. Hoffentlich
gelingt das. Denn das Gesetz muss
nach dem jetzt erfolgten Beschluss im
Bundesrat spätesten bei seiner Lesung
im Bundestag verhindert werden.

Bisher gab es nur wenig öffentliches
Echo zu dem Thema. Vieles deutete auf
eine weitgehend „heimliche“ Ver-
schlechterung der Gesetzeslage für
Betroffene hin. So betonte Frau Merk
(die erwähnte bayerische Vize-Minister-
präsidentin) noch Ende November: „Die
Gelegenheit ist günstig.“

PROTEST-KUNDGEBUNGEN
Nun aber mobilisierten die Betroffenen-
Verbände Proteste gegen den Paragra-
phen 1906a: Am 18.Dezember zeit-
gleich in Saarbrücken und in Düssel-
dorf. Tags darauf, am 19.Dezember,
hatten sie eine Demonstration vor dem
Bundesrat in Berlin organisiert.

Bisher leider erfolglos.
Der Verein Psychiatrie-Patinnen und 

-Paten unterstützt die Proteste in vol-
lem Umfang, unter anderem mit einer
Unterschriftenliste und einem schrift-
lichen Appell an die politische Entschei-
dungsträger.

WIE GEHT ES WEITER?
Der Gesetzentwurf ist der
Bundesregierung zugeleitet wor-
den, die ihn an den Deut-
schen Bundestag weiter-
leitet.

Noch im Jahr 2004 könnte
der Skandal-Paragraph
Gesetzeskraft erlangen…

Die Sorte PolitikerInnen, auf die wir gern verzichten
Die in unserem Beitrag erwähnte Justizministerin von Bayern, Beate
Merk, ist ein Beispiel für die Heuchelei vieler PolitikerInnen. 
In der Praxis setzt sich für den „Horror“-Paragrafen 1906a BGB ein. In einem
CSU-Werbefaltblatt scheut sie sich jedoch nicht, kräftig auf die soziale Tränen-
drüse zu drücken: Sie posiert auf Publicity-Fotos mit Behinderten und instru-
mentalisiert diese zu Wahlkampfzwecken. Sonntagsreden aus dem Flugblatt:

• „Menschen zu helfen ist mir
Herzensangelegenheit“

• „Der enge Kontakt mit unseren be-
hinderten Mitbürgern ist mir ganz
besonders wichtig.“

• „Gesellschaft und Politik müssen
besonders für die behinderten und
kranken, für die betagten und sozial
schwachen Menschen da sein,
finanziell und ideell.“

WÖLFINNEN IM SCHAFSPELZ

Die nachfolgende Stellungnahme stammt vom Landesverband
Psychiatrie-Erfahrener Saar e.V. Sie formuliert inhaltlich schlüssig
wesentliche Bedenken gegen die Gesetzesänderung:

„Sehr geehrte saarländische Bundestagsabgeordnete, 

der LVPE Saar e.V. ist der Selbsthilfeverband der ehemaligen und derzeitigen
Psychiatrie-PatientInnen im Saarland. Um unsere Interessen als von Psychiatrie
betroffene SaarländerInnen bei der Reform des Betreuungsrechts zu vertreten,
bitten wir Sie freundlich und dringend, dafür einzutreten, dass

– die geplante Generalbevollmächtigung für Angehörige
– die geplante Ermöglichung ambulanter Zwangsbehandlung 

aus dem Gesetz gestrichen wird.
Neben der ausführlichen Begründung dieser unserer zentralen Anliegen (…) sei
an dieser Stelle kurz darauf hingewiesen,

– dass Angehörige oft Teil des Problems sind, das sich bei dem/der Betroffe-
nen als „psychische Krankheit“ manifestiert. Diesen generell die gesetzliche
Betreuung zu übertragen und diesen damit auch die psychiatrische Unter-
bringung von „psychisch kranken“ Familienmitgliedern nach Betreuungs-
recht zu ermöglichen, liegt aus nachvollziehbaren Gründen nicht in unserem
Interesse.

– dass die große Mehrzahl der PsychiaterInnen genetisch bedingte Hirnstoff-
wechselstörungen als Ursache seelischer Leiden betrachtet. Die verbunde-
nen Langzeit-Pharmako„therapie“ überdeckt oft ursächliche Traumata, durch
Zwangsbehandlung kommen neue überdeckende Traumata hinzu. Oft führt
die alleinige pharmakologische Symptomunterdrückung zu Chronifizierung
und Invalidität.

Bitte werden Sie in unserem Sinne tätig.

Vielen Dank und Freundliche Grüsse
Peter Weinmann, Selbsthilfeanlauf- und Beratungsstelle
Psychiatrie-Erfahrener des LVPE Saar e.V.“

STELLUNGNAHME DES LVPE SAAR E.V.

So, jetzt haben wir uns eine lange Win-
terpause gegönnt: Die Januar-Ausgabe
haben wir einfach mal ausfallen lassen,
um uns ein bisschen zu erholen.

Vor wenigen Tagen war der PP-Ver-
ein im Radio vertreten: mit einem aus-
führlichen Interview im Sender 
„WDR 5“. Eine tolle Sache! Wir werden
darüber in der nächsten Ausgabe noch

ausführlich berichten. 
Um den PP auch auf anderem Weg

öffentlichkeitswirksam zu präsentieren,
reisten zwei Redaktionsmitglieder der
PP-Nachrichten nach Köln: dort gab
es nämlich eine Tagung zum Thema
„Psychiatrie-Zeitungen“. Sehr interes-
sant! Auch darüber mehr in der näch-
sten Ausgabe. 

Warum erst dann? Weil wir für dies-
mal irgendwann ja mal „Redaktions-
schluss“ machen mussten!

Was erwartet uns Betroffene 2004?
Hoffentlich nicht dieser unselige Para-
graph 1906a, sonst geht ein noch tie-
ferer Riss durch unsere Gesellschaft!

In diesem Sinne…

Eure Redaktion

Liebe PP-Freunde und -Mitglieder!
AUS DER REDAKTION
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Anhörung im Bundesrat…
(1)
„Als Sprecher einer
Organisation seelisch
Betroffener möchte ich
kurz einige gravierende
Einwände, …“

Die Angelegenheit §1906a ist ein Musterbeispiel dafür, wie ein
übles Gesetzesvorhaben sprachlich verschleiert wird. Wir stellen
gegenüber: Kostproben aus dem Politiker-Jargon (Original Bundes-
rats-Phrasen) und ihre tatsächliche Bedeutung in der Praxis.

Danke sehr, Bundesrat!

SPRACHLICHE VERSCHLEIERUNG

Politiker-Sprache: 

„Privatautonome Regelungen sollen
gestärkt werden“. 

„Da die Vorsorgevollmacht im Rechts-
verkehr häufig keine Akzeptanz findet,
soll eine Beglaubigungskompetenz für
die Betreuungsbehörden geschaffen
werden.“

„Darüber hinaus soll im Betreuungs-
recht eine Rechtsgrundlage für eine
zwangsweise Zuführung zur ambulan-
ten ärztlichen Heilbehandlung ge-
schaffen werden, da diese einen er-
heblich geringeren Eingriff als die bis-
her zulässige Unterbringung darstellt.“

Klartext: 

Bestimmte Zwangsmaßnahmen wer-
den künftig von Angehörigen ohne
BetreuerInnen durchgeboxt.

Ärzte brechen sowieso Gesetze 
(= sie missachten z.B. die Vorsorge-
vollmacht). Betroffene sind generell
nicht glaubwürdig. Also entscheiden
halt die Angehörige und Ärzte.

Liebe Betroffenen! Bitte seien Sie
künftig dankbar, wenn man sie „nur“
zwangsspritzt und nicht zusätzlich-
zwangseinweist. Aber bitte bedenken
Sie: Bei mangelnder Dankbarkeit kön-
nen Sie jederzeit doch noch zwangs-
eingewiesen werden.

Wer mehr wissen oder sich an bundesweiten Protestaktionen beteiligen möchte,
findet hier Ansprechpartner:

Landesverband Psychiatrie-Erfahrener NRW
Gußstahlstr. 33
44 793 Bochum
Tel.: 0234-6405102
Matthias.Seibt@ruhr-uni-bochum.de
www.psychiatrie-erfahrene-nrw.de

Irren-Offensive e.V.
Scharnweberstr. 29, 10247 Berlin
Tel.: 030-291001 
Fax: 030-7828947
werner-fuss@gmx.de
www.antipsychiatrie.de

Deutsche Gesellschaft für Soziale Psychiatrie e.V.
Zeltinger Str. 9
50969 Köln
Tel.. 0221-511002
Fax: 0221-529903
E-Mail: dgsp@netcologne.de
Internet: www.psychiatrie.de

KONTAKTADRESSENAnhörung im Bundesrat…
(2)
„… gegen die aktuell
geplante, weitere
Verschärfung
der Gesetzeslage – – –“
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Der vorgenannte Paragraph 1906a
sieht vor, dass der Betreute

zwangsweise zur ambulanten ärzt-
lichen Heilbehandlung durch den Be-
treuer nach Genehmigung durch das
Vormundschaftsgericht zugeführt wer-
den kann. Dies soll dann möglich sein,
wenn der Betreute aufgrund einer psy-
chischen Krankheit oder geistigen
oder seelischen Behinderung die Not-
wendigkeit der Behandlung nicht er-
kennen, oder nicht nach dieser Ein-
sicht handeln kann und die Gefahr be-
steht, dass er sich der notwendigen
ambulanten ärztlichen Heilbehandlung
entzieht.

Diese Rechtsnorm stellt einen mas-
siven Eingriff in das Selbstbe-
stimmungsrecht der Betroffenen
dar. Die Notwendigkeit der Behand-
lung wird über das Recht auf
Selbstbestimmung gestellt.
Begründet wird dieser Grund-
rechtseingriff mit dem
Rechtsanspruch auf Teilhabe
an gesundheitlicher Versor-
gung. 

Eine weitere Begründung
wird aus „der typischen Kom-
bination aus Selbst- und Fremdgefähr-
dung des krankheitsuneinsichtigen Pa-
tienten“ hergeleitet, der „kann im Be-
treuungsrecht am besten begegnet
werden“. Der Betreuer in seiner zentra-
len Position zwischen Betreuten und
Arzt wird verpflichtet, hier die Ent-
scheidung über den Einsatz der ambu-
lanten Zwangsbehandlung zu treffen.
Irritierend in der Begründung ist der
Hinweis auf bestehende Fremdgefähr-
dung, die durch den Betreuer abge-
wandt werden soll. Unseres Erachtens
kommt der Betreuer hier in einen
Rollenkonflikt, soll er doch das Wohl
und den Willen des Betreuten als Maß-
stab seines Handelns anlegen. Maß-
nahmen der Gefahrenabwehr bei
Fremdge-fährdung regeln die
PsychKGs.

Der §1906a läuft ernstzuneh-
menden Bemühungen in der Ent-
wicklung einer dialogischen Kul-
tur in der psychiatrischen Ver-
sorgung entgegen. Vorsorgevoll-

machten, Behandlungsvereinbarun-
gen, psychiatrisches Testament,
Psychoseseminare seien als Stichwor-
te für eine Entwicklung genannt, die
insbesondere das Selbstbestim-
mungsrecht psychisch kranker Men-
schen in den Vordergrund stellen.
Auch aktuelle Behandlungskonzepte,
wie das der Psychoedukation und der
Soziotherapie versuchen die Selbst-
wirksamkeit, die Krankheitswahrneh-
mung und das Zusammenwirken
(Compliance) zu verbessern. Ziel die-
ser vertrauensbildenden Bemühungen
ist es, gemeinsam mit den Patienten
ein abgestimmtes Umgehen mit der
Erkrankung und ihren Folgen zu erar-
beiten, um möglichst auf diesem Wege
ein gemeinsames Arbeitsbündnis ein-
zugehen. Wie wird sich ein gesetz-

licher Betreuer nach in Kraft treten des
Gesetzes verhalten (müssen), wenn
der Patient in seiner Behandlungsver-
einbarung ausdrücklich keine Medika-
mentengabe verfügt hat, aber eine
ambulante Zwangsbehandlung wie im
genannten Paragraphen in Frage kä-
me? 

Ein Blick über die konkrete Rechts-
norm hinaus verweist auf die Ebene
der Versorgungs-Realität. In aller Re-
gel arbeitet der gesetzliche Betreuer
nicht isoliert, bzw. sind in der ambu-
lanten Versorgung des Patienten ande-
re psychosoziale Dienste eingebun-
den. Die Chancen, die Zuspitzung ei-
ner Krisensituation und somit eine am-
bulante Zwangsbehandlung zu vermei-
den, sind durch kooperatives Vorge-
hen aller Beteiligten zu nutzen und zu
gewährleisten. Um dies sicherzustellen
sind Dienste mit adäquater Personal-
ausstattung vorzuhalten und im Um-
gang mit Krisenvermeidung bzw. Kri-

senmanagement zu schulen. Im Sinne
von Krisenprävention ist mit den Pa-
tienten im Vorfeld von möglichen Kri-
sensituationen ein bedarfsgerechtes
und möglichst eingriffsreduziertes Vor-
gehen abzuklären. Patienten und de-
ren Angehörige sind im Rahmen von
Psychoedukation im Umgang mit der
Erkrankung und deren Folgen zu schu-
len.

Sollte sich im Einzelfall die gesund-
heitliche Situation des Betreuten so
zuspitzen, dass Leib und Leben in Ge-
fahr ist, ist eine klinische Behand-
lung zur Krisenintervention ange-
zeigt. Rechtsgrundlagen hierfür
sind in ausreichender Weise be-
reits jetzt gegeben (PsychKG)! 

Die im Entwurf eines Zweiten Geset-
zes zur Änderung des Betreuungs-

rechts vorgesehene Regelung
der Vertretung durch Ehegat-
ten und Angehörige in Fragen
der Gesundheitssorge, wird
als problematisch angese-
hen. Auch bei intensiver Be-
ratung durch Betreuungsver-
ein und Unterstützung durch
die Betreuungsbehörden sind

Ehegatten und Angehörige in der
Funktion als gesetzliche Betreuer in
Krisensituationen in der Regel allein
und überwiegend mit der Situation
überfordert. Dies bestätigen die Aus-
sagen Angehöriger psychisch Kranker,
die insbesondere in Krisensituationen
das Fehlen entsprechender Fachdiens-
te immer wieder beklagen. Wie sollten
gerade diese Personen in einer hoch
dramatischen Krisensituation in der
Lage sein, kompetent und fachlich
versiert über eine ambulante Zwangs-
behandlung zu entscheiden?

Die sich deutlich abzeichnenden
Mittelkürzungen im Bereich der
psychosozialen Versorgung, stellen die
bisher tragfähigen und niedrigschwelli-
gen Hilfeangebote in Frage. Dies wird
wegen verminderter psychosozialer
Betreuungsleistung dazu führen, dass
psychisch kranke Menschen qualitativ
schlechter betreut werden und so ver-
stärkt in Krisen geraten, die unter Um-
ständen eine ambulante Zwangsbe-

DGSP-Stellungnahme zum § 1906 a
BGB „Ambulante Zwangsbehandlung“

Nicht nur seelisch Betroffene laufen Sturm gegen die
Gesetzesänderung. Protest gegen den neuen Paragra-
phen kommt auch von seiten der „Psychiatrie-Profis“: 

Die Deutsche Gesellschaft für Soziale Psychiatrie e.V.
(= DGSP) ist – nach eigenen Angaben – der „größte be-
rufsgruppenübergreifende Fachverband für Sozialpsy-
chiatrie in Deutschland. Seit ihrer Gründung im Jahre

1970 setzt sich die Gesellschaft für eine humane Versor-
gung psychisch kranker Menschen ein und kämpft ge-
gen deren rechtliche und gesellschaftliche Diskriminie-
rung.“ Es folgt die DGSP-Stellungnahme zum §1906a. 

(Übrigens: ab Seite 10 berichten wir von einer DGSP-
Tagung unter dem Motto „Zwang? Nein danke!“ in Frank-
furt.)

§ 1906 A: EINWÄNDE DER DGSP

§1906a BGB §1906a BGB
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handlung notwendig erscheinen las-
sen. 

Wir befürchten, dass sich eine Ver-
sorgungssituation einstellt, in der ein-
erseits Angehörige in Krisensituatio-
nen im Rahmen der Aufgabenbewälti-
gung der rechtlichen Betreuung ihrer
Angehörigen deutlich überfordert
sind, und andererseits bei einem wei-
teren Abbau psychiatrischer Dienste
entsprechende professionelle Hilfe
fehlen wird. Dies könnte insgesamt
dazu führen, dass mit dem Instrument
ambulante Zwangsbehandlung miss-
bräuchlich verfahren wird. Der psy-
chisch kranke Mensch sieht sich
dann der ständigen Gefahr einer
ambulanten Zwangsbehandlung
ausgesetzt! Statt einer qualifizierten

Beratung und Begleitung psychisch
kranker Menschen in Krisen wird eine
Zwangsbehandlung durchgeführt.

Die vorgenannten Ausführungen
sollten deutlich machen, dass die
DGSP dem Instrument der ambulan-
ten Zwangsbehandlung aus fach-
lichen Erwägungen ablehnend gegen-
über steht. 

Wir fordern den Gesetzgeber auf,
das Selbstbestimmungsrecht psy-
chisch kranker Menschen nicht unnö-
tigerweise in Frage zu stellen! Stim-
men Sie dem §1906a zur ambulanten
Zwangsbehandlung nicht zu.

Deutsche Gesellschaft für
Soziale Psychiatrie e.V.
Der Vorstand

Haben Aachener Psychiatrie-
Profis keine Meinung?
Liegen unsere Profi-HelferInnen im „Dornröschenschlaf“?

§1906 a: „VON NICHTS GEWUSST“?

Die DSGP-Stellungnahme beweist:
Nicht alle psychiatrischen Profi-Helfer
sind betriebsblind. Es gibt durchaus
solche, die sich in die Situation Betrof-
fener einfühlen können/wollen und cou-
ragiert genug sind, das auch zu äußern.
Von dieser Sorte wünschen wir uns
mehr!

Der verheerende Paragraph 1906a sorgt bundes-
weit für Unruhe. Und vor Ort in Aachen… 

Der PP-Verein hat Stellung bezogen. Aber was ist die
Haltung der hiesigen Psychiatrien, der ÄrztInnen, Thera-
peutInnen und Psychiatrie-Beschäftigten? Noch ist offen,
ob diese Profis auch eine Meinung zum §1906a haben –
und den Mut, sie zu äußern.

Betroffene machen viele unschöne Erfahrungen mit den
hiesigen VertreterInnen „des Systems“. Aus diesen Erfah-
rungen heraus ist der PP-Verein entstanden. Immer wieder
beteuern Profis: „PP sieht dieses und jenes einseitig.“ Nun
denn – hier ist eine Gesetzes-Initiative, die sowohl von Be-
troffenen als auch von einer Vielzahl professioneller Helfer
abgelehnt wird.

Es ist Zeit, Flagge zu zeigen!

Und sie werden Flagge zeigen, unsere professionellen
HelferInnen. So oder so. Sie können ja nicht anders. Dem
„Horror-Paragraphen“ zustimmen? Oder dagegen protes-
tieren? Wer schweigt, stimmt zu! Wer als beruflich Betroffe-
ner in einer solch brisanten Frage den Kopf in den Sand
steckt, darf für sich nie wieder Vertrauenswürdigkeit oder
„Nähe zu PatientInnen“ in Anspruch nehmen.

Was also darf es sein?
Einwand erheben oder von nichts gewusst haben

wollen? Unrechtsgesetze verhindern oder zu Mit-
täterInnen werden?

Wir werden sehen.
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Gebäude 8, Hörsaal 8. Leicht zu
merken. Und außerdem brauchte

man nur dem Menschenandrang zu fol-
gen. So fanden sich Doris und Alf, die
beiden angereisten PPler, auf dem
Frankfurter Campus rasch zurecht. Vor
dem Hörsaal wurden erst mal Getränke
gereicht (von Betroffenen und Betreuer-
Innen der Tagesstätte Bockenheim in
Nordwest-Frankfurt).

SELBSTBEWUSSTE
PATIENTINNEN – NA SOWAS!
Im Hörsaal ergriffen erst einmal mehrere
Damen der gastgebenden DGSP das
Wort. Die erste Sprecherin kramte in ih-
ren Erinnerungen: Anfang der siebziger
Jahre habe sie als Medizin-Studentin
einen ersten Kontakt mit einer Tageskli-
nik gehabt. Die PatientInnen der Ein-
richtung seien ihr auf gleicher Augenhö-
he begegnet. Dies sei für sie ein ein-
schneidendes Erlebnis gewesen. Heute
stehe man vor der Frage: Wie kann man
die Patienten trotz Sparzwang stärken?

Die Zweite Sprecherin rekpituliert ei-

nen „Fall“, der die Grenzen psychiatri-
scher Gewalt plastisch aufzeigt: Ein
psychisch Betroffener stand unter dem
Bedürfnis, seine Umgebung zu „bema-
len“. Er bekritzelte öffentliche Bauten,
Gegenstände in Häusern, Wände in ei-
nem Wohnheim und das Zimmer in der
Psychiatrie. Zunächst wurden etliche
Versuche unternommen, ihn von dieser

„Zwangshandlung“ abzuhalten. Der
Grad an Gewalt dieser Versuche nahm
allmählich zu. Die Versuche blieben
dennoch - oder deswegen – erfolglos.

Schließlich ging man einen anderen
Weg: Der Betroffene wurde geradezu
ermuntert, zu malen. Man bat ihn, einen
Hobbykeller auszugestalten und die
Dekorationen für eine Veranstaltung zu

erstellen. Er widmete sich diesen Auf-
gaben mit Eifer und erfüllte sie. Aber
allmählich ließ sein „Malzwang“ nach.
Er verspürte bald nicht einmal mehr
Lust zu weiterem „Kritzeln“. Folglich
gab es keine Probleme mehr wegen
verunstalteter Wände etc.

Die Sprecherin kommentierte die Be-
gebenheit mit einem Zitat von Bruns:
„Das Maß an Verzicht auf Zwang in ei-
ner Psychiatrie ist ein Maß für ihre Qua-
lität“. Sie bekannte sich zu einer „Vi-
sion“: eine solidarische Psychiatrie, in
der die „Fallen“ der Sachzwänge über-
wunden seien.

ERSTE REFERENTIN: ULLA
SCHMALZ, „PRAKTIKERIN“
Die nun folgende erste Referentin des
Tages erntete im Verlauf ihres Beitrags
mehrfach spontanen Applaus, denn ihr
Vortrag war gespickt mit etlichen amü-
sant-anschaulichen Details und Seiten-
hieben.

Ulla Schmalz stellte sich als Psychia-
trie-Fachkrankenschwester mit 30Jah-
ren Berufspraxis vor. „Vor 30Jahren“,
erzählt sie, „waren die Psychiatrien
schrecklicher. Es gab große Säle mit
vielen Betten. Ich musste damals rei-
henweise gewaltsam ,Omas aus den
Betten zerren‘.“

ZIELGRUPPE
Heute ist sie in der Kölner Anno-Straße
tätig. Dort ist sie in einem Wohnheim für
obdachlose psychisch Betroffene. Viele
davon sind hochgradig alkoholsüchtig
und -geschädigt. Die Anno-Straße sei
in Köln berüchtigt. Wer von dort kom-
me, werde stets schief angesehen. 

Den betroffenen Personenkreis be-
zeichnet sie als „System-Sprenger“,
sprich: Menschen, für die das sozial-
system keine adäquate Unterstützung
anbietet. „Stellen Sie sich vor,“ so
Schmalz, „psychisch krank und ob-
dachlos! Diese Menschen sind ganz un-
ten. Zum großen Teil sind sie hilfe-resis-
tent.“ Will heißen: Sie lehnen jede Hilfe
ab, die ihnen angeboten wird.

Aus dem Wohnheim Annostraße, er-
zählt sie, ist das Pilotprojekt „Hotel
Plus“ für wohnungslose psychisch Be-

„Zwang: Nein danke!? 
– Kann es eine gewaltfreie 
Psychiatrie geben?“
Kontroverse Tagung  •  solidarische Psychiatrie in den „Fallen“ der Sachzwänge?
•  PP war im Plenum und in den Arbeitsgruppen dabei

Zur „Dritten Frankfurter Fachtagung Sozialpsychiatrie“ hatte die DGSP-Fachgruppe Frankfurt in die FH der Main-
Metropole eingeladen. „Zwang: Nein danke!?“ lautete diesmal das Motto.

DGSP-FACHTAGUNG IN FRANKFURT (9. OKTOBER 2003)

Der Campus der FH Frankfurt.

Fo
to

s:
 A

lf

Näheres darüber steht auf Seite 8 –
vor der DGSP-Stellungnahme zum
geplanten §1906a BGB.

WER ODER WAS IST „DGSP“?



PPPPPPPP----NNNNaaaacccchhhhrrrriiiicccchhhhtttteeeennnnSeite 11 FEBRUAR 2004

Blablabla…
…
…

Headline
Subheadline …
Einleitung bla blabla bla blabla …

BALKEN HEAD …

troffene geworden. Dies gebe es so-
wohl in Köln als auch in anderen Groß-
städten. 

SPEZIFISCHE BEDÜRFNISSE
PSYCHISCH BETROFFENER
Früher seinen alle Obdachlosen auf
Kosten der Kommune in überteurte Ho-
tels einquartiert worden: „Da haben
sich Hoteliers eine goldene Nase ver-
dient.“ Zudem es gab immer wieder
Auseinendersetzungen mit einigen der
Bewohner. Diese flogen immer wieder
aus den Hotels hinaus, bis sie niemand
mehr aufnehmen wollte. Die Stadt Köln
habe sich gefragt, woran das liege. Was
machte gerade diese Wohnungslosen
so „schwierig“ für ihre Umgebung?

Man startete einen Versuch: Die „Pro-
blemfälle“ wurden im Hotel Plus zusam-
men gelegt. „Alle Psycho-Verdächti-
gen“, wie Frau Schmalz sie scherzhaft
nennt.

Das betreffende Hotel wurde seiner-
zeit noch vom Deutschen Roten Kreuz
geleitet. „Das war wichtig“, betont
Schmalz, „denn das DRK war damals –
was Psychiatrie anging – unvorbelastet.
Es haftete ihm kein ,Stallgeruch‘ an.“
Kein Negativ-Image also. Eine Voraus-
setzung, damit die Wohnungslosen vor-
urteilsfrei auf das Projekt zugehen
konnten.

GRUNDSÄTZE DES „HOTELS“
Aus dem Projekt ist inzwischen längst
eine feste Institution geworden. Es
funktioniert unter anderem nach folgen-
den Grundsätzen: 
• Partnerschafttlicher Umgang zwi-

schen Betroffenen und „Betreuern“.
• an praktischer Lebenshilfe orientierte

Angebote,
• persönliche und hochflexible Hilfen

für die Einzelnen,
• hohe toleranz gegenüber extremen

psychisch begründeten Verhaltens-
weisen,

• unbegrenzte Verweildauer,
• Einzelzimmer mit WC und „Nasszelle“

für jeden Bewohner.
Warum gerade Letzteres so wichtig ist,
erklärte die Fachpflegerin wie folgt: „In
einer Untersuchung hat man herausge-
funden, dass das Gewaltpotenzial um
80Prozent sinkt, wenn jeder sein eige-
nes ,Reich‘ hat. Streitigkeiten können
sich nicht mehr an Dingen wie ,Wer von
uns hat die Toilette versaut?‘ entzün-
den.“

ZEHN „HEISSE“ THESEN
Frau Schmalz zählt zehn Thesen von
Günther Wienberg auf, die sie für richtig
hält. (Siehe dazu unseren Buchtipp am
Ende dieses Beitrags. Die Thesen wer-
den hier wiedergegeben, allerdings un-
abhängig davon, ob der PP-Verein oder
die Redaktion der PP-Nachrichten da-
mit inhaltlich übereinstimmen.)
1. Gewalt gegen psychisch Betroffene

ist gesellschaftliche Normalität; in
der Psychiatrie ist diese Gewalt
aber immerhin durch öffentliche
Regularien (Gesetze etc.) steuerbar.

2. Die Psychiatrie hat zwei Grund-
funktionen: Therapie-(= Heil-)funk-
tion) und gesellschaftliche Ord-
nungsfunktion.

3. Heil- und Ordnungsfunktion sind
untrennbar miteinander verbunden.

4. Gewalt ist ein normaler Teil unseres
Lebens; auch psychisch Betroffene
üben Gewalt aus.

5. Die deutsche Gesetzeslage bezüg-
lich Psychiatrie und Gewalt ist in
Ordnung; so z.B. auch die Ver-
ehängung von „PsychKG“ (Zwang-
seinweisung) gegen den Willen Be-
troffener.

6. Es gibt ein Span-
nungsfeld zwische
„Bewirken“ und
„Belassen“ (Bei-
spiel: Manche „ver-
rückten“ Verhal-
tensweisen können
geduldet werden,
andere nicht).

7. Gewalt spielt sich in
einem Raum-Zeit-
Kontext ab.

8. Gewalt spielt sich in
gegenseitigen
Wechselwirkungen
ab.

9. Gewalt von Seiten
psychisch Betroffe-
ner hat „Ausdrucks-
Charakter“, spiegelt
also deren Befind-
lichkeiten und Be-
dürfnisse wider.

10. Gewaltanwendung
gegen Schwächere
widerspricht ethi-
schen Grundhal-
tung.

11. Um vor Gewalt zu schützen, muss
sie thematisiert werden.

12. Gewalt gehört unter öffentliche
Kontrolle.

13. Grundregel zur Gewalt soll das be-
kannte Sprichwort sein: „Was du
nicht willst, dass man dir tu, das
füg’ auch keinem andern zu.“

Zum Beleg für die Richtigkeit der ge-
nanten Thesen – und für den Erfolg von
Gewaltanwendung – schildert Frau
Schmalz zwei Beispiele aus ihrer per-
sönlichen Erfahrung:

GURU ODER GEISTESKRANK?
Zum einen betreute sie einen Iraner,
den sie als äußerlich furchteinflößend
beschreibt: „Er war so ausgemergelt,
dass wir manchmal glaubten, er ver-
hungert.“ Vor allem habe er zahlreiche

Andrang vorm Eingangs-Plenum in Hörsaal 8

Erste Referentin: Ulla Schmalz, Fach-
pflegerin und bekennende „Praktikerin“.

Im PP wohl bekannt: Margret Osterfeld aus
Dortmund, Psychiaterin und Betroffene.
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extreme Verhaltensweisen ausgelebt:
wildes Gestikulieren, langes Auf-einem-
Bein-Stehen, Phasen der Nahrungsver-
weigerung, Wohnen in einem Raum vol-
ler Kakerlaken. 

Sie erzählte, sie und die anderen Be-
treuer hätten sich viele Gedanken über
ihn gemacht, zum Beispiel, ob er ein
„Guru“ sei. Er selbst habe nicht über
sein Verhalten reden wollen. 

Aufgrund seines Verhaltens gab es
mehrere Anläufe der Betreuer, ihn
zwangseinweisen zu lassen. Schmalz:
„Aber wenn ein Richter kam, konnte der
Betroffene sich im Gespräch lange ge-
nug ,normal‘ verhalten. Allerdings nur
für eine Viertelstunde. Die Zuckungen
fingen erst danach wieder an.“

Mehrfach sei der Iraner bestohlen
worden – die ausgezahlte Sozialhilfe
war dann weg – und habe wütend rea-
giert. (Schmalz: „Diese Wut war kein

,Symptom‘, er war sauer über die Dieb-
stähle.“) 

Aus dem zeitlich ungeregelten Tages-
ablauf des Betroffenen resultierten di-
verse Konfrontationen mit seiner Umge-
bung. So wollte er zum Beispiel dann
kochen, wenn die Küche der Einrich-
tung bereits verschlossen worden war.
Einmal bedrohte er die Betreuerin phy-
sisch: „Er verlangte, ich solle ihm die
Küche aufschließen. Dabei drohte er
mir mit vorgehaltener Faust: Wenn ich
ihm die Küche nicht aufschlösse, schlü-
ge er mir die Zähne ein.“ 

Hintergrund: Ihm war wieder einmal
die Sozialhilfe entwendet worden. Bis er
sich Ersatz verschafft und Lebensmittel
besorgt hatte, war die Küche geschlos-
sen. Frau Schmalz blieb hart. Am näch-
sten Morgen fand sie Mobiliar zerstört
vor: „Uns war klar, wer das getan hat-
te.“ Diesmal erhielt der Iraner ein

„PsychKG“. 
Seine extremen Verhaltensweisen, so

Schmalz, hätten sich daraufhin rapide
verbessert. Er habe Kontakte zu Lands-
leuten geknüpft und vieles andere mehr.
Es rühre sie zutiefst, mitzuerleben, wie
dieser Mensch nun ins Leben zurück
kehre.

SCHREIEN AUS INNERER NOT
„Fall“ Nummer zwei: Eine Bewohnerin
des Hauses äußerte sich lange Zeit
durch exzessives Schreien. Schmalz:
„Diese Frau erfuhr extreme Gewalt.
Nicht äußerlich, denn sie war ja in ihrem
Zimmer allein und in Sicherheit. Aber
innerlich durchlebte sie dennoch Ge-
walt.“

Für ihre Umgebung war belastend,
dass „ihre Schreie durch Mark und Bein
gingen. Sie verweigerte auch jedes Ge-
spräch darüber.“ 

Schließlich griff man zum Mittel der
Zwangsmedikation. Prompt besserte
sich, so die Fachpflegerin, ihr Zustand
erheblich.

FALSCHE REFERENTIN?
Ganz zu Anfang ihrer Ausführungen
hatte Frau Schmalz gesagt: „Der Titel
Ihrer Veranstaltung legt nahe, dass sie
eine Psychiatrie ohne Gewalt anstre-
ben. Ich glaube fast, sie haben in mir
die falsche Person eingeladen, denn ich
bin eine Praktikerin.“ Als solche brach
sie mit ihren Ausführungen eine Lanze
für psychiatrische Gewalt.

KONTRAST-PROGRAMM
Frau Dr.Margret Osterfeld, eine Psychi-
aterin aus Dortmund, die zugleich
selbst psychisch betroffen ist, war die
zweite Referentin der Tagung.

PPlern ist die Ärztin bestens bekannt:
Ende August hielt sie im PP-Café einen
Vortrag zum Thema „Zwangsmaßnahm-
ken in der Psychiatrie“. (Siehe unser
Bericht in der Oktober-Ausgabe.)

Wer diesen gehört hat, kann sich vor-

… und völlig gewaltfrei.Man lauschte andächtig …

„Huch, so viele…“ Am Büchertisch wurden massig Infos geboten.
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stellen, dass die Ansichten der Damen
Schmalz und Osterfeld sich nicht gera-
de decken. Das war auch den Zuhörern
der DGSP-Tagung klar. Spannung im
Saal: Wie würde die Ärztin auf den Re-
debeitrag der Psychiatrie-Fachpflegerin
reagieren? 

Gleich vorab gesagt: Es zeigte sich,
dass die beiden sich prächtig verstan-
den. Dennoch führte Frau Osterfeld wie
folgt aus: „Mein Vortrag könnte als
Kontrast-Programm zum eben Gehör-
ten dienen.“ Titel ihres Beitrags: „Wege
aus der Zwangsfalle – Empowerment
als Perspektive“.

EMPOWERMENT: BETROFFENE
STÄRKEN SICH SELBST
Was ist „Empowerment“? Die Ärztin
erläuterte den englischen Begriff: „Er
bedeutet ,Ermächtigung‘, ,Befähigung‘,
Beenden von Machtlosigkeit, Ent-
wickeln von Stärke fürs eigene Leben.“ 

Der Begriff stammt ursprünglich aus
dem politischen Leben der USA. Dort
wurde er ebenso von der Schwulen-Be-
wegung wie von afro-amerikanischen
Bürgerrechtlern benutzt.

Bezogen auf psychisch Betroffene
hat Empowerment viele Facetten.
Osterfeld zählt unter anderem auf:
• Darstellung der Verletzungen psy-

chisch Erkrankter, Bloßstellen ihrer
Diskrimininerung.

• Aufbau eines Selbsthilfe-Systems.
• Kennenlernen der eigenen Möglich-

keiten.
• Wege finden, die eigenen Bedürfnisse

durchzusetzen.
• Lernen, kritisch zu sein.
• Wut äußern lernen.
• Generell: Kommunikation besser an-

wenden lernen.
• Ein positives Selbstbild entwickeln.
• Gesellschaftliche Entstigmatisierung

vorantreiben.

EMPOWERMENT UND
MEDIKATION
Wie kann Empowerment in der Praxis
aussehen? Die Ärztin beschreibt dies
am Beispiel Psychopharmaka-Einnah-
me. Sie stellt die These auf: „Zwang zur
Medikation widerspricht dem Empo-
werment. Das Absetzen von Medika-
menten auf eigene Faust aber ist ein
Stück Empowerment.“ 

Sie weiß sehr wohl, dass ein solches
Spontan-Absetzen oft schief geht: Bald
folgt die nächste psychische Krise, die
eine erneute Medikation nach sich zieht
– und immer so weiter. Osterfeld: „So
bahnt sich eine Chronifizierung der Er-
krankung an.“ 

Das Problem beginne aber nicht beim
eigenmächtigen Absetzen der Medika-
mente durch Betroffene. Ursache sei
vielmehr die Haltung vieler Mediziner:
„Ich als Arzt weiß besser Bescheid, was
der Patient braucht.“ Also findet eine
wirklich gleichrangige Einigung auf ein
Therapiekonzept erst gar nicht statt:

„Die Patienten werden nicht darin be-
stärkt, eigene Entscheidungen zu tref-
fen. Sie nehmen die Psychopharmaka

daher eher unwillig. Wollen sie mitent-
scheiden, so reagieren Ärzte nicht etwa
mit Kooperation, sondern sie entziehen
ihre Hilfestellung.“ 

Wenn der Patient nicht mehr „mit-
spielt“, weicht der Arzt zurück. Dieses
Sich-Entziehen ist laut Osterfeld das
Gegenteil von Empowerment: „Es ist
ein Im-Stich-Lassen.“ Hier werde nicht
Hilfe geboten, sondern Macht ausge-
übt. 

Würden Ärzte statt dessen die Eigen-
verantwortlichkeit ihrer Patienten unter-
stützen, gäbe es auf deren Seite mehr
Verständnis – z.B. für medikamentöse
Therapieversuche –, weniger Abbrüche
und weniger Chronifizierung.

Kurz: Das Prinzip „Empowerment“,
erscheint auf den ersten Blick schwieri-
ger, ist aber erfolgversprechender.

KRANKHEITSEINSICHT
Drittes Stichwort des Vortrags war
„Krankheitseinsicht“. Frau Osterfeld kri-
tisiert: „Es herrscht die These vor: ,Eine
Psychose ist eine Stoffwechsel-Erkran-
kung im Gehirn.‘ Aber in Wirklichkeit
weiß man darüber noch nicht genug.“

„Mahlzeit!“ In der FH-Kantine… … gab’s preiswert und gut zu essen.
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…
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Headline
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Einleitung bla blabla bla blabla …

BALKEN HEAD …Viele ,biologistisch‘ eingestellte Ärzte
sehen ihre Patienten unter diesem Vor-
zeichen: Sein Denken und Fühlen ist
durch einen „Gehirndefekt“ behindert.

Die Folge, so Osterfeld: „In den Köp-
fen der Ärzte findet schon vorab eine
Entmündigung der Betroffenen statt.“

„Krankheitseinsicht“ könne man nicht
zum Maßstab machen. Leider gesche-
he dies in der Praxis allzu häufig. Und
das zum Teil sogar per Gesetz.

Besser sei es, in partnerschaftlichem
Umgang zwischen Art und Betroffenem
ein gemeinsames Krisenkonzept zu
entwickeln. Dies setze aber selbstbe-
wusste („Empowerment“-)Patienten
voraus.

EMPOWERMENT UND ZWANGS-
MASSNAHMEN
Die Ärztin argumentiert mit Zahlen aus
dem Zeitraum 1996 bis 2002. Wie viele
Zwangseinweisungen hat es in diesen
Jahren gegeben? Und: Auf welchen ge-
setzlichen Grundlagen? Die Werte
stammen übrigens aus unserem
Bundesland NRW.

Zum einen zeigt sich eine stetige
Zunahme der Einweisungen: Von ca.
39.000 auf ca. 54.000. Osterfeld: „Jähr-
lich landet eine Kleinstadt zwangsweise
in der Psychiatrie.“

Die Statistik schlüsselt diese Anzahl
auf: Die Einweisungen nach „PsychKG“
– sprich: Zwangsmaßnahme wegen
Fremd- oder Eigengefährdung – blieben
ungefähr stabil zwischen 19.000 und
21.000 „Fällen“.

Die drastische Erhöhung der Einwei-
sungen erfolgte aufgrund einer anderen
gesetzlichen Grundlage: dem Betreu-
ungsrecht. Dessen Anteil stieg sprung-
haft von ca. 19.000 auf ca. 33.000.

Die Ärztin deutet dies so: „Die
Rechtslage ist eigentlich in Ordnung.
Unverantwortlich ist aber die Anwen-
dung der Gesetze“. Sprich: Einweisun-
gen nach Betreuungsrecht werden
willkürlich verhängt. Dies führt, so
Osterfeld, „bei den Betroffenen zu see-
lischen Traumata. Eine Befragung see-
lisch Erkrankter habe ergeben: 40 Pro-
zent von ihnen meinten nachträglich,
die Zwangsmaßnahmen seien vermeid-
bar gewesen, wenn das „System“ nur
anders mit ihnen umgegangen wäre.

STRAFEN FÜRS SPAZIEREN-
GEHEN
Ein Beispiel lieferte Osterfeld frei Haus:
Eine Betroffene war freiwillig in eine Kli-
nik gegangen. Dort wurde ihr verboten,
im Gelände einen Spaziergang zu ma-
chen. Sie protestierte dagegen. Dies
mündete in einer Zwangseinweisung
nach PsychKG – Zwangsmedikation in-
klusive. „Eine Gefährdung lag keines-
wegs vor. Und sie wäre ja zurück ge-
kommen. Bestraft wurde sie letztlich für
ihren Wunsch, spazieren zu gehen.“

Ein solcher Vorgang, so die Ärztin,
löst natürlich ein seelisches Trauma
aus, das zur ursprünglichen Problema-
tik hinzu kommt. „Nur selten“, beklagt
die Dortmunderin, suchen Kliniken nach
derartigen Vorfällen Nachgespräche mit
den Betroffenen. Dabei wäre dies hoch-
wichtig für die Ent-Traumatisierung.“

GEWALT: EIN TABU
Überhaupt sei Gewalt ein Tabu-Thema
unter den Profis: „Da gehen die ganz
schnell in Deckung.“

Am Beispiel der „spazier-willigen“
Patientin wird deutlich: Zwangsmaß-
nahmen erfolgen oft nicht aus medizini-
schen Gründen, sondern um das Risiko
der ÄrztInnen zu verringern. Osterfeld:
„Da spielt der Gedanke mit: ,Was ist mit
mir, wenn die Patientin nicht zurück
kommt?“ Also werde eine Gefährdung
fälschlich aus der Grunderkrankung
hergeholt. „Das ist eine Vorbeugehaft
für psychisch Kranke.“

Der Anteil der Zwangseinweisungen
an den PatientInnen-Aufnahmen ist ih-
rer Ansicht nach ein Qualitäts-Kriterium.
Je weniger Zwang, um so besser die
Klinik. „Man kann die Häufigkeit der
Gewaltanwendung senken, indem man
von außen ständig hinterfragt: ,Besteht
eine Gefährdung oder nur eine Behand-
lungsunwilligkeit?‘ “

Schlecht kommt auch die Aus- und
Weiterbildung der ÄrztekollegInnen
weg: „Fortbildungen zu neuen Medika-
menten gibt’s häufig genug. Aber zu
ethischen und sozialen Fragen viel zu
selten. Dennoch gilt: Wenn keine Ge-
fährdung vorliegt, ist jede Zwangsmaß-
nahme sofort aufzuheben.“

DAS PUBLIKUM HAT DAS
WORT
Die anschließende Fragestunde wurde
von den ZuhörerInnen ausführlich ge-
nutzt, bevor man sich in die Arbeits-
gruppen aufteilte.

Hier einige Beispiele für Wortmeldun-
gen bzw. die Antworten der Referentin-
nen:

Eine Zuhörerin: „Was ist „PsychKG“?
– Osterfeld: „In den Bundesländern gibt
es unterschiedliche Gesetze bezüglich
seelischer Erkrankungen. In NRW ist es
das Psychiatrie-Krankenhaus-Gesetz,
kurz: PsychKG.“ – Nachfrage: „Und in

Hessen?“ – Ein Zuhörer: „Da heißt es
,Freiheits-Entziehungs-Gesetz‘.“ (Auch
ein schöner Name.)

„Bei uns in Frankfurt gibt es jährlich
200 Zwangseinweisungen durch Polizei
und Ordnungsämter.“

Hinweis eines Zuhörers: „Es gibt übri-
gens auch so etwas wie Zwangs-Ent-
lassungen – aus Kostengründen, wegen
Sparzwang!“

Ulla Schmalz: „Psychiater sind oft
grauenvoll. Da gibt es welche, die ha-
ben Angst vor ihren Patienten, oder die
können nicht zuhören und so weiter. In-
sofern gibt’s keine Kontroverse zwi-
schen mir und Frau Osterfeld.“ (Heiter-
keit im Saal.)

Osterfeld: „Es ist ja auch ganz unter-
schiedlich. Köln hat zwar ein Herz für
psychisch Kranke, aber es gibt dort an-
teilig viel mehr Zwangseinweisungen
als in Düsseldorf – obwohl die Psychia-
trie in Düsseldorf biologistisch orientiert
ist…“

Frage einer Zuhörerin: „Wie kommen
Sie darauf, dass der Verzicht auf Zwang

Über die klitzekleine PP-„Delegation“freu-
ten sich die VeranstalterInnen besonders.
Sie waren stolz, Leute „von so weit weg“
dabei zu haben. Echt!

Dieser „schlanke“ Herr (eine Metall-
Skulptur vor dem FH-Eingang) …

… hätte bei der PP-Abnehmgruppe 
schonender abgespeckt.
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BALKEN HEAD …ein Qualitätskriterium ist?“ – Osterfeld:
„Das ist gewiss nicht immer und auto-
matisch so. Aber es kann ein wichtiges
Kriterium sein. Und allein schon das
Nachfragen bei den Kliniken kann deren
Vorsicht erhöhen. Es gibt auch in der
Psychiatrie ,Mode-Erscheinungen‘. Zur
Zeit ist Qualitätsmanagement ,in‘. Also
ist das ein guter Hebel, um dort anzu-
setzen.“

Meinung einer Psychiatrie-Pflegerin
aus dem Publikum: „Viele system-im-
manente Probleme resultieren aus der
biologisch-somatischen Sichtweise der
Fachleute.“

Eine Zuhörerin: „Der Drehtür-Effekt ist
ein Problem: Die Patienten wollen nicht
aus der Klinik heraus, weil draußen kei-
ne adäquate medizinische Versorgung
vorhanden ist.“ (Mehrfach Zustimmung
aus dem Saal.)

Osterfeld: „Einen gewissen Anteil an
Todesfällen muss man akzeptieren.
Aber nicht durch Zwang, oder weil man
Kranke von der stationären Behandlung
abschreckt. Mir ist es lieber, ich verhän-
ge zehnmal kein PsychKG, und einer
der Betroffenen springt aus dem Fens-
ter, als dass ich neunmal zu Unrecht
zwangseinweise.“

Schmalz: „Ein Krankenhaustag in der
Psychiatrie kostet etwa 250,–Euro. Am-
bulant geht es viel preiswerter, und das
ohne Regressions-(= Rückfall-)Förde-
rung.“

Eine Zuhörerin (vom Landesverband
Psychiatrie-Erfahrener): „Was mich
wundert: Psychische Erkrankungen
werden biologisch erklärt. Somatische
erkrankungen aber werden als psy-
chisch begründet.“ (Heiterkeit unter Zu-
hörerInnen und Referentinnen.)

Ulla Schmalz: „Unter dem Kosten-
druck weden viele Leistungen am Be-
troffenen nur noch gegen Quittung aus-
geführt. Als gesetzliche Stundenleistun-
gen, deren Durchführung der seelisch
Betroffene unterschreibt. Natürlich bie-
tet das auch reizvolle Möglichkeiten,
zum Beispiel für Erpressungen bei uns
im Wohnheim: ,Tabak? Gibt’s nur gegen
Unterschrift auf der Quittung!‘ “ (Heiter-
keit nach dieser ironische Einlage.)

Eine Düsseldorferin: „In der Düssel-
dorfer Klinik werden Patienten regelmä-
ßig einmal in der Stunde ,überprüft‘. Die
intensive Beobachtung dient aber nicht
ihrem Wohl, sondern lediglich der Absi-
cherung der Ärzte gegen eventuelle
Schadenersatzforderungen wegen
mangelnder Sogfalt. Werden die Patien-
ten dann entlassen, stehen sie über-
gangslos vor dem therapeutischen
Nichts. Wir brauchen eine Art Asyl, in
das Betroffene in Akutphasen sich zu-
rück ziehen können, kein Kranken-
haus.“ (Mehrere Wortbeitrräge unter-
stützen die Forderung nach einem
Asyl).

Ein bayerischer Sozialpädagoge: „Wir

werden von Ärzten nicht als Hilfe wahr-
und angenommen.“

Eine Zuhörerin: „Instituts-Ambulan-
zen kosten im Quartal weniger als ein
Viertel eines Stationstags. Könnten sie
vielleicht als Asyl dienen?“

Ein Zuhörer: „Ich habe gehört, in den
USA sind aus Kostengründeb massen-
weise psychisch Betroffene entlassen
worden. Da sie anderweitig auffällig
wurden, hat man sie zu Gefängnisstra-
fen verurteilt. Ein Gefängnisleiter sagte
mal, die amerikanischen Haftanstalten
seien in Wirklichkeit di größten Psychia-
trien des Landes.“

Weitere Stichworte aus dem umfang-
reiche Diskussion:
• individuelle Einzelbetreuung verbes-

ser (englischer Fachbegriff: „Case-
Management“);

• Motto: „Ich will so bleiben wie ich
bin“ – auch mit Psychose;

• Kliniken dezentralisieren;
• Krankheitsmodelle überdenken; Ärzte

sollten sich den Krankheitsmodellen
nicht beugen;

• Weglaufhäuser oder andere Formen
von „Asyl“ sind keine Krankenhäuser;
daraus folgt: Krankenkassen über-
nehmen deren Kosten nicht.

Frau Osterfeld zog ein Fazit, dem nie-
mand widersprach: „Das hat sich ge-
lohnt, es war eine lebhafte Diskussion.“

ARBEITSGRUPPEN UND
ABSCHLUSS-PLENUM
Nach einer Mittagspause ging’s in die
Arbeitsgruppen, es folgte das Ab-
schluss-Plenum. Ein ausführlicher Be-
richt über diesen weiteren Verlauf der
Tagung würde den Rahmen der PP-
Nachrichten sprengen. Gern würden wir
auf eine offizielle Zusammenfassung
von seiten der VeranstalterInnen ver-
weisen. Leider liegt eine solche – bis-
lang – noch nicht vor.

Unser eigenes Fazit lautet:
• „Gewalt in der Psychiatrie“ ist bei den

meisten Profis immer noch ein Tabu-
Thema. Das muss sich ändern. 

• Manche Angehörige und Sozial-Profis
fordern mehr Möglichkeit zu Zwangs-
maßnahmen. Sie sollen keinen Erfolg
haben.

• Wir konnten neue Kontakte herstellen
und haben einige Ideen, wie PP e.V.
das Thema „Gewalt“ in Aachen the-
matisieren könnte (Stichwort: ge-
meinsam mit dem Bund Psychiatrie-
Erfahrener /NRW).

Kurz: Die Tagung hat sich gelohnt.

Gewaltfreie Psychiatrie. Ein Streitbuch. 
Michael Eink (Hrsg.), Psychiatrie-Verlag, Bonn, 1997.
ISBN: 3-88414-208-9.

So unterschiedlich wie der Hintergrund der Autoren
ist auch ihre Herangehensweise an das Thema. Die
Unterkapitel lauten: „Zum Verhältnis von Macht, Zwang
und Gewalt“, „Heiße Eisen“, „Unsichtbare Gewalt“ und
„Utopien und Perspektiven“. Es finden sich engagiert
geschriebene Plädoyers ebenso wie theoretisch-drö-
ge Abhandlungen. Inhaltlich kommen sehr kontrover-
se Sichtweisen vor. So sind zum Beispiel die (in un-
serem Bericht nur kurz angerissenen) Thesen von
Günther Wienberg vertreten. Sein Beitrag „Gewalt-
freie Psychiatrie – eine Fiktion“ wird bei mancher/m Be-
troffenen heftigen Widerspruch erregen! Ein formal wie inhaltlich bunt
gemischtes Buch also, das Betroffenen wie Profis Denkanregungen bietet.

BUCHTIPP

Während man sich bei der DGSP-
Tagung noch die Köpfe heiß redete,
ging draußen natürlich das „norma-
le“ Leben weiter. So tobte in Frank-
furts Einkaufsmeile „Zeil“ der dort
übliche Konsumwahn. Der Mensch
als Käufer unnötiger Konsumwaren –
vielleicht ein Thema für eine der fol-
genden psychiatrischen Fachtagun-
gen? …

ÜBRIGENS …
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Braten, Auflauf und ein echter 
WEIHNACHTSFEIER 2003    •    WEIHNACHTSFEIER 2003   •        

Dora stellt hier die Preisfrage: 
Welches ist der traditionelle 
Weihnachtsschmuck?   
A) Fichtenzweige oder 
B) Kaktus? 
Na …?

Anne scheint in Wohlgenuss zu versinken. 
(„Das war der leckerste Nachtisch … 

den ich je … schnarch …“)

BA

Die PP-Weihnachtsfeier
fand diesmal im PP-Café

statt. Man gönnte sich
was und hatte Braten und

Auflauf liefern lassen.
Bei Kerzenschein kam

echte Gemütlichkeit auf.
Die Feier war besser

besucht als man auf den
Fotos sieht, denn die

wurden relativ spät 
im Verlauf des Abends 

gemacht.
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„O Tannenbaum“ im PP-Café
        •   WEIHNACHTSFEIER 2003    •    WEIHNACHTSFEIER 2003  

Einen Adventskranz gab’s auch. 
Hier das „amtliche Beweisfoto“.

Nach dem „Schlachtfest“: Ausruhen war angesagt. 
Schließlich wollten Braten und Auflauf verdaut werden.

Fo
to

s:
 A

lf

Toleranz: 
„He, der Baum nadelt!“ – 
„Na und? Meine Haare werden
ja auch dünner…“
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Wie man auf diesen Seiten sieht, gibt es im PP-Verein
kreatives Potenzial. Wir suchen nun Leute, die Lust

haben, eigene Texte vor Publikum vorzutragen. Und zwar
beim Benefizkonzert, das ja in diesem Jahr geplant ist. Hat
jemand von Euch Anekdoten zum Thema Psychiatrie zum
Vortragen? Gibt’s Gedichte oder Kurzgeschichten, die Ihr
gerne vorlesen würdet? Vorschläge bitte an den PP-
Vorstand!

Wortbeiträge 
erwünscht
Wer möchte eigene Texte vortragen?

BENEFIZKONZERT
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Zu unserer letzten Ausgabe mit dem Schwerpunktthema
„Stimmenhören“ kam folgende Reaktion vom Berliner
„Netzwerk Stimmenhören“: 

„Liebe PP-Nachrichten,
das Netzwerk freut sich ganz besonders über die ausführli-

che Darstellung in den PP-Nachrichten und möchte sich ganz
herzlich dafür bedanken. Dürfen wir die betreffende Ausgabe
der Zeitung im Internet zum Download anbieten? 
Viele Grüße aus Berlin

Benjamin Bessert
Webmaster und Vorstand ,NeSt‘ “

Unsere Antort lautete:
„Hallo liebe NeSt-Leute!
Aber ja, wir fühlen uns geehrt ...
PP-Redaktion“

E-Mail von „NeSt“
Stimmenhörer loben PP-Artikel

LESERBRIEF

FEBRUAR 2004

M E I N L E B E N
Da find ich inner Licht,
Wo andere mich berühren,

Wo ich das Ganze glücksgetränkt umfasse,
Auflösend Gegensätze.

Da empfang ich meinen Sinn,
Wo ich sinnlos sinne,

Statt wie geschmiert zu laufen
Im Getriebe dieser Welt.

Frank O.

GEDICHT 1
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VERSCHRÄNKUNGVERSCHRÄNKUNG
Hätte der Himmel
Nicht das Meer berührt,
Gäbe es keine Wolken.

Hätten die Wolken
Nicht die Erde berührt,
Gäbe es keinen Regen,
Gäbe es keine Quellen,
Gäbe es keine Bäche,
Gäbe es keine Flüsse,
Gäbe es

Nur Trockenheit.

Hätte das Wasser
Nicht das Korn berührt,

Gäbe es keinen Weizen.

Hätte die Hand des Bauerns
Nicht den Acker bearbeitet,

Läge kein Brot
Auf meinem Teller.

Hätten die Menschen keine Nahrung,
Dann ... ?

Hätte mein Vater
Nicht meine Mutter berührt,
Dann ?

Hätte ...

Wer glaubt vollen Ernstes an eine Trennung
Zwischen Mensch und Schöpfung,

Schöpfer und Geschöpf ?

Ist nicht vielmehr alles miteinander verbunden,
Kann nicht eigenständig existieren ?

Schaust Du auf Deinen Teller,
Dann siehst Du die Verbundenheit,

Siehst in einem Weizenkorn
Wie sich die ganze Welt verschränkt.

Trenn' Dich nicht erhaben von ihr ab,
Berühre sie mit offenem Herzen,
Und Du wirst ebenso
Ein Teil sein wie das Ganze. 

Frank O.
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SEITE 20:
zu TOP 2 /Kassenbericht: Es muss

heissen: „Es kann sein, dass der
LVR und die Stadt Aachen Gelder
wieder zurückfordern.“

zu TOP 6 /Mitglieder: Der Mitglieds-
beitrag beträgt 12,– € (nicht
12,27 €). 

zu TOP 8 /Kassenbericht: Der Film,
der angeschafft wird, ist von Doro-
thea Buck (nicht „Beck“).

zu TOP 10 /Kassenbericht: Petra
K. hat keine Konzeption zu einem
möglichen Benefizkonzert bei Flori-
an Zintzen von der Musikschule ein-
gereicht. Wir haben dort lediglich
Infomaterial zu unserem Verein hin-
geschickt – u. a. die Konzeption
unseres Vereins.

SEITE 24:
Benefizkonzert: Der Ort war falsch

angegeben. Das Konzert der Musik-
schule, bei dem man sich schon ein-
mal ein Bild vom Jugendchor und 
-orchester machen konnte, fand
nicht in der Oranienstraße, sondern
in der Roermonder Str. 110 in
Aachen statt.

Alles wieder gut? Wir hoffen’s.

Mitgliedsbeitrag und Benefizkonzert

KORREKTUREN ZUR LETZTEN AUSGABE

PPPPPPPP----NNNNaaaacccchhhhrrrriiiicccchhhhtttteeeennnn

„RUHIGES“ ANGEBOT
In diesem Jahr wollen Julia
und Annette einen „Ruhigen
Nachmittag oder Abend“ im
PP-Café anbieten. Jedes
Mitglied, das ein Problem zu
besprechen hat kann dort,
bei Kerzenschein und einem
Tässchen Tee, seine/ihre
Sorgen loswerden. 

Sei es nun ein Katzen-Ver-
mieter-Problem oder Ängste
vor „seltsamen Männern“,
wir wollen dort eher über All-
tägliches sprechen und we-
der das Tagesgeschehen
noch unsere Traumata
„durchackern“. 

Dafür sind schließlich an-
dere zuständig, auch würde
das die Leiterinnen überfor-
dern, da sie ja die gleichen
Probleme hatten. Aber bitte:
Nicht alle auf einmal! 

Vielleicht fallen uns Lösun-
gen oder Trost ein. Wir könn-
ten auch mitgebrachte inter-
essante, inspirierende,
„erbauliche“ Texte lesen und
darüber sprechen. Bitte meldet euch und sagt, welcher Ter-
min euch am liebsten ist – außer montags!

FELIX IM STRESS – MARTIN ÜBERNIMMT
Wie einige von euch schon bemerkt haben, hat Martin S.
mittwochs Felix’ Cafézeiten übernommen. Felix, der eine an-
strengende Ausbildung als Physiotherapeut absolviert,
brauchte mehr Zeit für sich und seine Freundin. 

Es hat ihm viel Spaß ge-
macht und er will als Gast
hin und wieder noch kom-
men. Danke, Felix!

DOPPELKOPF-STAMM-
TISCH
In letzter Zeit sind mittwochs
und donnerstags jedes Mal
drei bis sieben Leute ge-
kommen. Das Café läuft also
an diesen Tagen. Montags
lief es nicht so gut, worüber
Martin S. etwas traurig war. 

Auf Annettes Anregung hin
wollen wir montags zur Ca-
fézeit einen „Doko“(= Dop-
pelkopf)-Stammtisch einrich-
ten. Man/frau kann das
schnell lernen. Für den An-
fang wäre es gut, wenn sich
vorher immer vier Leute tele-
fonisch zum Spielen verab-
reden würden. Bitte melden
bei Martin S. oder Annette!

Wir haben übrigens jetzt
auch das Spiel „Die Siedler
von Catan“ und viele andere. 

MARTIN S. MACHT MAL PAUSE
Von Mitte Januar bis Ende März kann Martin S. wegen einer
Hüftoperation das Café nicht öffnen. Wir wünschen ihm viel
Erfolg und eine gute Genesung!

In dieser Zeit wird das Café von anderen Vereinsmitgliedern
offengehalten. Also schaut mal rein! Eine/-r ist fast immer da.

Die Öffnungszeiten des PP-Cafés stehen auf der
vorletzten Seite.

FEBRUAR 2004

In der letzten Ausgabe war der „Fehlerteufel“ am Werk.
Wir berichteten auf Seite 20 über die Mitgliederver-
sammlung vom 2.November 2003 und auf Seite 24
übers Benefizkonzert. Die betreffenden Texte und Infos

hatten wir „guten Gleubens“ aus den Reihen des PP
übernommen. Leider stimmte einiges nicht. Sorry! Hier
die Korrekturen: 

Neues aus dem
PP-Café

AUS UNSEREM TREFFPUNKT
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PPler fühlten einem „Psycho-Doc“ bei
seinem Vortrag auf den Zahn, 
wunderten sich und halfen 
ihm ein wenig auf 
die Sprünge

Am 4.September 2003 hielt 
Dr. Frank Bergmann, psychiatri-
scher Facharzt in Aachen, in der
VHS einen Vortrag für angehen-
de Betreuer. Das Thema laute-
te „Schizophrenie“. Für den
PP-Verein besuchten Jos und
Annette den Vortrag. Hier An-
nettes Bericht.

Dr. Frank Bergmann hält in der
VHS Aachen einen Vortrag für an-

gehende Betreuer – über „Schizophre-
nie“. Fast alle Plätze sind besetzt.

Ein ideales Betätigungsfeld für Jos
und mich also für unsere „Aufklärung
von unten“. Dr.Bergmann sieht sich
selbst als legitimiert an, sich über
„Schizophrenie“ zu äußern. 

Nun gut, das tun wir auch…

DIE „BEFORSCHTEN“ MÖGEN
LAUSCHEN DEN „URSACHEN“
Zuerst werden alte Definitions„hüte“
von E.Kraepelin und E.Bleuler aufge-
führt, gespickt mit vielen Fremdwörtern.
Ich hätte mich ja gerne mal mit den bei-
den Herren über ihre eigenen „Psycho-
sen“ unterhalten, weil da oft wirklich
lustige, wunderschöne, phantastische,
schreckliche oder traurige Dinge erzählt
werden. 

Hm…
Ich werfe dann doch das Stichwort

von der „Vulnerabilität“, sprich Verletz-
lichkeit „Psychosebetroffener“ ein. Man
könnte allerdings auch gleich von „Sen-
sibilität“ sprechen, denn Verletzliche
werden nun ml gern verletzt – nach
dem Motto: „Was fällt, soll man noch
stoßen!“ Herr Bergmanns cooler Kom-
mentar darauf ist, er habe die Ursa-
chenbeschreibung weggelassen und
spreche nur von dem, was man „be-
forscht“.

Die „Beforschten“ hören nun ausge-
dehnte Beschreibungen für „Schizoph-
renieursachen“ wie Geschlechtskrank-
heiten und Tumore, die in der Aussage
gipfeln, dass 3% organische Ursachen
ja „schon eine ganze Menge“ seien.

Finde ich eigentlich gar nicht, bei
immerhin übrigbleibenden 97%, bei
denen man es eben nicht weiß und
auch nicht wissen kann bzw. muss.

Dieses Nichtwissen „quält“ anschei-
nend manche Profis so sehr, daß sie

die-
se Qual
gleich an ihre
„unbeforschbaren“
Opfer weitergeben müssen
(siehe Dezember-PP-Nachrichten etc.).

NEUROLEPTIKA: UNSCHULDIG
WIE EIN LÄMMCHEN
Jos wird wütend: Ob der Arzt schon
einmal von kaputten Gehirnen durch
Neuroleptika gehört habe? Nein, das
stimme nicht, entgegnet Dr.Bergmann.
Es sei wohl angeblich die schlechte
Wirkung der „Psychosen“ auf das Ge-
hirn, wie ein weiteres Diagramm „be-
weist“. Neben Gehirnschwund nehme
irgendeine weiße oder graue Masse (?)
im Gehirn zu. 

Aha.
Auch bei mir konstatiere ich sofort

diesen Hirnschwund, weil ich einen
Großteil des Vortrages schlicht und er-
greifend nicht verstehe…

Eine Ursache sei die schlechte An-
passungsfähigkeit an die herrschenden
Umstände vor der „Erkrankung“. 

Das erinnert ein bißchen an Regime-
kritiker/-innen im früheren „Ostblock“.
Sie wurden schließlich auch mit „Hal-
dol“ und Co. „behandelt“, fährt es mir
durch den Kopf.

PET-Tests seien „ganz, ganz span-
nend“.

Nein, das kann ich nicht bestätigen.
Ich fand es beängstigend und belas-
tend.

OCH HERM, PSYCHIATER!
Sodann werden die Tränendrüsen der
Zuhörer strapaziert. Es dürfe keine

Vorurteile
in der Bevölke-

rung gegen „Psychos“
und (vor allem) gegen Psychiater ge-
ben! 

Och herm noch, wie die Öcherin sagt.
Merkt er denn gar nicht, wie er selbst

hier Vorurteile schürt?
Früher seien die Frauenstationen in

den Anstalten viel größer gewesen als
die Männerstationen. Nachtigall, ick
hör´ dir trapsen. Da steckten also früher
die Emanzen!

Oh Wunder: Mehr „Psychos“ gebe es
in den Industrienationen. Die Gewalttä-
tigkeit liege im Durchschnitt der Bevöl-
kerung. (Das ist interessant, denn der
PP-Verein hatte letztens den Dürener
Amtsrichter Dr. Jüttner zu einem juristi-
schen Vortrag eingeladen. Der Richter
hatte verblüfft reagiert, als er von der
„günstigen“ Kriminalstatistik bei see-
lisch Betroffenen erfuhr. Die PP-Nach-
richten werden noch ausführlich über
den Jüttner-Vortrag berichten. Anm. d.
Red.)

Es sei mit einem günstigen Verlauf
der „Psychose“ zu rechnen, wenn sie
sehr affektiv ( = gefühlsgeladen) ablaufe.

Da kann etwas dran sein. Sowohl Jos
als auch ich „brauchen“ keine Medika-
mente mehr…

MAN WEISS NICHT SO
GENAU …
Kritische Lebensereignisse werden, so
Bergmann, in der „Psychose“ bewältigt.

Stimmt auch.
Es folgen längere Ausführungen im

SCHIZOPHRENIE-VORTRAG BEI VHS

„D
es

Bergmanns graue Zellen“
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Sinne von „man weiß es halt alles nicht
so genau“. Als ich mich melde, winkt
Dr. Bergmann erst ablehnend ab, bis
ich sage, die Frage sei „rein sachlich“:
Warum ist bei einem betroffenen Eltern-
teil die Wahrscheinlichkeit, zu „erkran-
ken“ 9%, bei beiden aber schon 46%?

Die Frage bringt ihn sichtlich aus dem
Konzept. Nein, hier könne die Statistik
wohl nicht stimmen oder doch: Das sei
so.

Neben Mitleid kommt bei mir im Stil-
len die Frage auf, warum ein Psychiater,
der sich früher recht engagiert mit dem
Seelenleben der Betroffenen ausein-
andersetzte, es heute nötig hat, in der
Öffentlichkeit nach dem Motto „Trau’
keiner Statistik, die du nicht selbst ge-
fälscht hast“ zu verfahren.

DER „DOPPELTE BERGMANN“?
Zur Information: Vor Jahren äußerte
sich Dr. Bergmann öffentlich im „Weg-
laufhaus“-Vortrag über die verheerende
Wirkung, die „Haldol“ auf seinen eige-
nen Körper und Geist gehabt habe. Hut
ab, Dr.Bergmann!

Jos dagegen wird wieder „böse“: Ob
Dr. Bergmann nicht das Buch „Genie,
Irrsinn und Ruhm“ kenne und wisse,
daß Rudolf Steiner, Mohammed etc.,
alle „schizophren“ gewesen seien?

Mir persönlich ist die Sache etwas
peinlich. Immer diese emotionalen
Männer…

Von hinten tuschelt es schon, ich sol-
le doch bitte „meinen Partner“ zur Ord-
nung rufen. Und wieder bekomme ich
Mitleid mit einem Mann, der sich an-
scheinend neben einem Liebesverhält-
nis keine näheren Beziehungen zwi-
schen Menschen vorstellen kann.

STEMPEL „ANTIPSYCHIATRIE“
UND WIEDER FACHBEGRIFFE
Dr.Bergmann kontert mit dem Stempel
„Antipsychiatrie“ und: „Für alle anderen
(außer uns, oder was?): Daten sind Da-
ten!“ 

Eine Unverschämtheit! Wir sind doch
auch Menschen! Ich protestiere: Wir
sind kritische Betroffene, keine „Anti-
psychiatrie“, während sich Jos schon
als antipsychiatrisch versteht. 

Im Moment zumindest.
Es folgen weitere medizinische Fach-

ausdrücke. Bei der abschließenden Dis-
kussion erwähnt ein Zuhörer, Medika-
mente seien wohl nicht so gut. Man sol-
le doch ab und zu auch „Rückfälle“ ris-
kieren.

Stimmt! Da sind wir mit Dr.Bergmann
einer Meinung.

Ich fühle mich, in Erinnerung an ein
Gespräch mit Dr.Hinüber (Alexianer-
krankenhaus), bei dem wir uns einig
waren, genötigt, etwas über den mög-
lichen Missbrauch von Betreuungen zu
sagen und dass der Betreuer über die
Notwendigkeit der Betreuung mit dem
Betreuten sprechen muss.

NORMALO-FRAU MIT
„DICKEM FELL“ 
Die Frau neben mir meint, der Betreute
könne doch stattdessen einen Antrag
beim Amtsgericht stellen. 

Ja! Wozu menschlich, wenn es auch
bürokratisch geht?!

Dieselbe Frau will sich kurze Zeit spä-
ter fast ausschütten vor Lachen über ei-

ne ihrer Freundinnen, die in Hamburg
lebe („uum Glück“) und sich von der
Mafia verfolgt fühle.

Das „zum Glück“ ruft bei Dr. Berg-
mann berechtigtes Unverständnis her-
vor. Erklärung: Die Frau wäre ja sonst in
der „Notlage“, ihrer Freundin helfen zu
müssen, wenn sie in Aachen wohnte.

Dr.Bergmanns Rat: Die Freundin solle
Kontakt mit einer Hamburger Selbsthil-
fegruppe aufnehmen. 

Für uns ein sehr befriedigender Ab-
schluss des Abends.

SIND WIR SCHWIERIG???
Verabschiedung von Dr. Bergmann und:
Ab in die Heia! 

Ob wir für angehende Aachener Be-
treuer jetzt wohl als schwierige oder als
interessante Klientel gelten?

Wer weiß.

Zum Thema „graue Zellen“ passen die folgenden Schemata der
menschlichen Hirnregionen, die wir im wir im Internet fanden:

FUNDSTÜCK

„D
es

Bergmanns graue Zellen“
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Im Dezember haben wir darüber berichtet, dass sich die
angespannte Stimmung zwischen dem PP e.V. und den
Psychiatrie des Aachener Klinikums wieder etwas beru-
higt hat (siehe Artikel „Irrungen, Wirrungen“). Was hat
sich seitdem getan? 

Erfreulich: Der PP hat es geschafft, seinen Besuchsdienst
personell wieder „aufzustocken“. Anstatt einer einzigen

Person organisiert nun ein PP-„Duo“ den Besuchsdienst im
Klinikum.

Und das kam so: Bis dato wurde der Besuchsdienst über
Jahre hinweg (fast) ausschließlich von Elisabeth geleistet.
Denn kaum jemand anders hatte regelmäßig Zeit oder Lust,
betroffene PatientInnen aufzusuchen. Auch Hemmungen
spielten eine Rolle: So manche/r hat schlichtweg Angst da-
vor, zu wildfremden Leuten auf die Station(en) zu gehen. Um

so lobenswerter sind Einmsatzfreude
und das Durchhaltevermögen Elisa-
beths, sich der Aufgabe „Besuchs-
dienst“ zu stellen. 

Zuletzt jedoch hatten Verstimmun-
gen zwischen PP und Uniklinik Elisa-
beth belastet und zum Vereinsaustritt
bewegt (wir berichteten).

Aufgrund der nunmehr entspannteren Lage ist sie jedoch
wieder in den Verein eingetreten. Sie und Ruth bilden von
nun an gemeinsam das Besuchsdienst-„Team“ im Klinikum.
Mit der Unterstützung des PP-Vorstandes wollen beide ver-
suchen, diesen „Service“ von Betroffenen für Betroffene
wieder solide auf- und auszubauen. Das ist toll, denn neben
Patenschaften und PP-Café ist der Besuchsdienst ja eine
der „Ur“-Säulen der Vereins-Aktivitäten.

Also: Wer im Klinikum von PPlerInnen besucht werden
möchte, kann sich direkt bei Elisabeth K. (Tel. 0241-65320)
oder beim PP-Infotelefon (Tel. 0241-5150015) melden. Im
PP-Vorstand ist übrigens Jos für den Besuchsdienst verant-
wortlich, auch ihn könnt ihr gern ansprechen.

Und natürlich sind alle unsere AnsprechpartnerInnen ger-
ne bereit, neue Aktive aufzunehmen. 

PP-Besuchsdienst: 
Neuer Anlauf im Klinikum
Ruth und Elisabeth „packen’s an“

BESUCHSDIENST

FEBRUAR 2004

Das Wintersonnenwendfest fand statt
in den Räumen des Roermonder

Frauenzentrums. Die Halle war schön
geschmückt, viel handwerkliche Er-
zeugnisse verrieten die künstlerischen
Talenten so mancher Frau. Nun ja, viel-
leicht wurde ja auch das eine oder an-
dere Stück dürch Männerhände ge-
schaffen.…

Eine besondere Ätmosphäre hing in
der Halle: als ob ein uraltes Fest durch
Frauenpower wieder gelebt und ver-
standen wird. Viel be-sinnliche Erfah-
rungen. 

Bei seiner Eröffnungsrede lobte der
Vorsitzende des Roermonder Frauen-
zentrums die Arbeit der Betroffenen-
Gruppe und übergab den Aktiven vom
„Hotel de Botel“ (Stiftung time-out) Blu-
mensträuße. Dieses „Hotel“ ist eine Art
Weglaufhaus für Frauen und Mädchen. 

Neu ist der autonome Verein CCL
(Clienten Centrum Limburg)! Wie bereits
berichtet, waren die CCL-Leute bislang
„zwangsweise“ mit einer Klinik verbun-
den. Nun haben sie sich also „ver-
selbstständigt“. Wir gratulieren!

Die CCL-Menschen bedankten sich
ihrerseits beim Roermonder Frauenzen-
trum. Und sie nannten Gründe für die
Aufspaltung des Clientenrats: zuviel
Bevormundung durch Ärtze, Patienten-
vereine, Elternverbände etc.

Tja, liebe Profis, so vergräzt man
sich die Sympathie von Betroffenen…

Ein junger Mann kam mit Gitarre
auf die Bühne. Er imitierte zwei be-
kannte niederländische Komiker. 

Am Rand des Festes konnte Jos
Kontakte zu einer Vertreterin des
Europa-Parlaments knüpfen. Er erzählte
der Politikerin näheres über unseren
PP- Verein.

Dann fand eine Tombola statt. Es gab
tolle Preise zu gewinnen. Und nach ins-
gesamt vier Runden Tombola hatte zum
Schluss jede/r einen Preis gewonnen –
manche sogar mehrere!

Frau/man wurde erst richtig locker,
als eine Bauchtänzerin uns anheizte,
bei ihrer Darbietung mit zu machen.
Tanzen war also angesagt.

Heidnisches Fest – ein Heidenspaß
Limburger Betroffen feierten das Wintersonnenwendfest
In unserer letzten Ausgabe haben wir darüber berichtet: Am 16.November be-
kamen wir Besuch von Betroffenen aus der niederländischen Provinz Lim-
burg. Die kleine „Delegation“ des CCL (= Clienten-Centrum Limburg) genoss
bei PP den Gedankenaustausch und leckere Pfannkuchen. Im Gegenzug lu-
den sie uns zum „Midwinterfeest“ nach Roermond ein. Das „heidnische“ Fest
stieg am 13.Dezember 2003. Jos war dabei.

MIDWINTERFEEST IN ROERMOND

oben: 
Unser Dezember-Bericht
vom „großen grenzüberschreitenden 
Pfannkuchenessen“



Petra Thiele
Ludwigstrasse 70
64546 Mörfelden-Walldorf      
Telefon: 06105 / 40 57 40            
Handy: 0179 / 82 77 579
E-Mail:   entethiele@hotmail.com

20.01.2004
An die
Psychiatrie-Patinnen und -Paten e.V.
Büro und Begegnungsstätte
Adalbertsteinweg 123
52070 Aachen

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich bin Studentin an der Fachhochschule Frankfurt am Main des Studien-ganges Pflege. Im Rahmen des Studiums schreibe ich eine Diplomarbeitzum Thema: „Ethische Aspekte bei der Pflege fixierter psychisch erkrankterMenschen“. 
Dabei  interessiert mich besonders die Sichtweise der betroffenen Men-schen. Um über ihr Erleben und Empfinden in der Pflegesituation „Fixie-rung“ mehr zu erfahren, möchte ich Betroffenen befragen. Ziel der Befra-gung ist es, aus den Ergebnissen Schlussfolgerungen für Krankenschwes-tern und Krankenpfleger zu ziehen, um die Pflege fixierter Menschen zuverbessern.
Die Befragung (Interview) soll in für Sie angenehmen Räumlichkeiten, indenen ein ruhiges Gespräch möglich ist, stattfinden. Das Interview wird inForm eines Gesprächs verlaufen, in dem Sie von Ihrem Erleben der Pflegewährend einer Fixierung erzählen. Das Gespräch wird mithilfe eines Tonban-des aufgezeichnet und später abgeschrieben. Den schriftlichen Text werdeich mittels Inhaltsanalyse auswerten. Die so gewonnen Daten werdencodiert, kategorisiert und persönliche Daten anonymisiert, so dass Rück-schlüsse auf die befragten Personen nicht möglich sind.Die Teilnahme an einem Interview ist freiwillig und kann jederzeit ohneAngabe von Gründen zurückgenommen werden. Auch die Zustimmung zurVerwendung der Gesprächsinhalte kann jederzeit wiederrufen werden.Kenntnisse über das Erleben von kranken Menschen sind für das Han-deln von Pflegekräften wichtig, da sie sich daran orientieren und ihre Arbeitim Sinne des Betroffenen eher ausführen können. Gerade in Situationen wieder „Fixierung“, die einen erheblichen Einschnitt in das Leben einen Men-schen bedeuten kann, fehlt es an Berichten von Betroffenen. Um diese Lücke zu verkleinern bitte ich Sie, sich für ein Interview zurVerfügung zu stellen.

Interessenten melden sich bitte bis zum 15.02.2004 bei einer der obengenannten Adressen oder Telefonnummern.

Ich bedanke mich und verbleibe mit freundlichen GrüßenPetra Thiele

Frau Thiele legt besonderen
Wert auf ethische Aspekte

des Themas. Deswegen bit-
ten wir euch: Bitte unterstützt
das Vorhaben und meldet euch bei ihr!

Mehrere Betroffene aus unserem Ver-
ein haben sich bereits spontan bereit
erklärt, mitzumachen. Übrigens kommt
Petra Thiele für die Gespräche natürlich
nach Aachen, es braucht also niemand
zu ihr nach Frankfurt zu fahren.

Rechts könnt ihr den Text des Schrei-
bens lesen, das sie an den PP-Verein
geschickt hat.

Diplomarbeit zum Thema „Fixierung“
Eine Studentin aus Frankfurt sucht Psychiatrie-Erfahrene  •  
Wer möchte von eigenen Erfahrungen mit Fixierung erzählen?

WER BIETET UNTERSTÜTZUNG?
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Filme 
bei PP
„Stimmenhören“ und
„Manien“

Am 8.Februar um 14.30Uhr zeigt
der PP-Verein in seinen Räumen

zwei Filme: einen zum Thema „Stim-
menhören“ und einen weiteren zu
„Manien“. Der erste Film ist vom
„Netzwerk Stimmenhören“ erstellt
worden, beim zweiten handelt es
sich um einen TV-Film.

Die beiden Filme waren bereits für
den Januar bei PP vorgesehen. Da
es aber eine Verwirrung über den
Termin gegeben hatte gegeben hat-
te, gibt’s jetzt einen zweiten Anlauf.

Diesmal klappt’s hoffentlich…

ZWEITER VERSUCH

Im Oktober waren Doris und Alf in
Frankfurt bei der Fachtagung
„Zwang: Nein danke!?“ (siehe dazu
unseren Bericht ab Seite10). Dort lern-
ten sie Petra Thiele kennen: Die jun-
ge Mutter studiert an der Frankfurter
FH Krankenpflege. In ihrer Diplom-
arbeit widmet sie sich dem Thema
„Fixierung“ und sucht dafür „Inter-
viewpartner/innen“.
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Unser PP-Café/Büro/Treffpunkt befin-
det sich hier: Adalbertsteinweg 123
(direkt links neben Eingang Ostfried-
hof, rotes Backsteinhaus). Erreichbar

mit den Buslinien
2, 12, 22, 23, 5,
15, 25, 35, 45, 55,
68, 166 (Haltest.
„Josefskirche“)
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PP-CAFÉ
Haus-Nr.123

JOSEF-

PP-CAFÉ
UND -BÜRO:

mo 13.30–16.00Uhr PP-Café mit Martin S.

ab 15.00Uhr Tischtennisgruppe mit Gregor (im PP-Café oder 
in der Sporthalle Alex, bitte nachfragen)

mi 13.30–16.00Uhr PP-Café mit Felix oder Gregor

do 13.30–16.00Uhr Café mit Annette und Richard

16.00–18.00Uhr Video-Gruppe 

17.00–18.30Uhr PP-Malkurs „Farbe be-kennen“ mit Ulla 

20.00–21.00Uhr Abnehmkurs (mit Susanne und Christian)

fr ab 19.30Uhr Spielegruppe

sa 14.00–16.00Uhr Malkurs mit Johanna 

ab 16.00Uhr Kochgruppe mit Martin S.

Der PP-Treffpunkt ist ab sofort fast „durchgehend“ geöffnet: 

mo–fr 9.00–15.00Uhr Öffnungszeiten mit Martin K.

Aufgrund einer Gleitzeit-Regelung ist teilweise
bereits ab 7.30Uhr bzw. bis 17.00 Uhr geöffnet.

mo–fr 9.00 bis 10.30Uhr Info-Telefon mit Martin K.

Es kommt vor, dass bestimmte Aktivitäten ausfallen, z.B. wegen
Erkrankung. Im Zweifelsfall bitte im PP-Büro nachfragen!

PP-WOCHENPLAN (OHNE GEWÄHR)




